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Die Entwicklung Österreichs hängt an jener der gesamteu-
ropäischen Wirtschaft. Trotzdem können wir gegensteu-

ern. Ich bin überzeugt, dass das Vorziehen der Steuerreform ein 
wichtiges Signal ist, um notwendige Investitionen zu fördern. 
Entscheidend ist das Ausmaß der Erleichterungen bei der Unter-
nehmensbesteuerung. Die geplante degressive Afa ist zu wenig.  
Investitionsförderungen, wie wir sie in der Vergangenheit mit 
der Investitionszuwachsprämie schon hatten, wären sinnvoll 
so wie eine Senkung der Lohnnebenkosten. Dies wäre trotz 
der negativen Budgetauswirkungen vertretbar. Diese Ein-
schätzung teilen fast 75 Prozent un-
seres Berufsstandes, wie aus unserer 
Umfrage vom Dezember hervorgeht 
(Ergebnisse: www.kwt.or.at).

Verwaltungsreform
Vielleicht bringt gerade dieser Bud-
getdruck endlich Bewegung in die 
oft beschworene Staatsreform und 
Einsparungsmöglichkeiten im Rah-
men einer Verwaltungsreform. Auch 
eine spürbare Reduktion des administrativen Aufwands für 
die Unternehmen kann dem Wirtschaftsstandort Österreich 
nur förderlich sein. Dafür treten wir als Berufsstand nicht nur 
seit langem ein, sondern arbeiten aktiv an Lösungen mit. 

Verantwortung der Banken
Über 750 Kollegen haben vor den Feiertagen an einer Um-
frage zu wirtschaftspolitischen Themen teilgenommen. Dabei 
haben wir abgefragt, ob die Vergabe von Krediten nun als 
restriktiver wahrgenommen wird. Nur elf Prozent glauben, 
dass alles so ist, wie es war. 50 Prozent sind der Meinung, die 
Kreditvergaben sind etwas restriktiver und 39 Prozent finden, 
diese seien viel restriktiver. Dieses Ergebnis spricht für sich. 
Ohne mutigem – wenn auch nicht schlankenlosem – Engage-
ment der Banken, wird eine Trendumkehr aus der Krise nur 
schwer möglich sein. 76 Prozent aller Kollegen befürworten, 
dass die Banken angehalten werden sollten, einen Anteil Ihres 
Umsatzes für die Kreditvergabe an KMUs zu verwenden.

Druck auf KMUs
Mit Sorge beobachte ich eine Interessenskollision zwischen 
dem politischen Ziel, Unternehmen in schwierigen Zeiten 
zu unterstützen und dem fiskalischen Ziel, das Budgetauf-

kommen zu sichern. Unsere Aufgabe wird es sein, sensible 
Bereiche zu beobachten und Fehlentwicklungen aufzuzeigen. 
Insbesondere meine ich:
} Betriebsprüfungen. Zum Glück haben die Rückmel-
dungen aus der Kollegenschaft die schlimmsten Befürch-
tungen nicht bestätigt: Krasse Einzelfälle haben kurzfristig 
Anlass zur Frage gegeben, ob die Finanzverwaltung deutlich 
schärfer agieren will. Das hat sich bisher (noch?) nicht be-
stätigt. Eine Tendenz wird von Kollegen aber immer wieder 
angesprochen: die Kompromissbereitschaft der Betriebsprüfer 

bei Schlussbesprechungen nimmt ab, 
das Verweisen auf das Rechtsmittel-
verfahren ist vielfach unbefriedigend. 
Auch wird von Kollegen berichtet, 
dass kleine Betriebe unverhältnismä-
ßig intensiv geprüft werden. 
} KIAB. Als Berufsstand haben wir 
uns immer für wirksame Kontrollen 
durch die Finanzverwaltung aus-
gesprochen. Diese Klarheit haben 
wir zuletzt bei der KIAB vermisst. 

Daher hat die KWT Kollege Leitner beauftragt, Vorschlä-
ge für die Verbesserung der KIAB-Tätigkeit auszuarbeiten. 
Diese werden im nächsten Kontakt-Komitee diskutiert und 
sind auf unserer Homepage abrufbar. Für uns ist wesentlich, 
dass durch die Verfahrensrechte, die bei KIAB-Einsätzen zum 
Tragen kommen können, die Standards der BAO nicht um-
gangen werden. Ein eigenes Verfahrensrecht für KIAB-Ein-
sätze scheint mir sinnvoll.

Auslagerung von Arbeit an den Berufsstand
Durch den Spardruck in der Finanzverwaltung könnte sie 
möglicherweise weitere administrative Aufgaben auf den Be-
rufsstand auslagern wollen. Dafür können wir nicht zur Verfü-
gung stehen und werden uns entschieden wehren. 

Erfolgsaussichten
Je besser es den Klienten geht, desto besser geht es uns. Ich 
glaube aber nicht, dass der Umkehrschluss zwingend richtig 
ist. Gerade in Krisenzeiten brauchen uns Klienten besonders. 
Ich bin überzeugt, dass wir als Unternehmensberater und Kri-
senberater neue Chancen vorfinden. Unsere Dauerbeziehung 
zum Mandanten ist ein unschätzbarer Vorteil im Vergleich zu 
anderen rechtsberatenden Berufen.  ■

In der Krise?
KLAUS HÜBNER über die Frage: Wie trifft die Krise unseren Berufsstand? 

Und was können wir dagegen unternehmen? 

„Rückmeldungen aus der 
Kollegenschaft haben die 

schlimmsten Befürchtungen 
nicht bestätigt: Krasse Einzel-
fälle haben Anlass zur Frage 

gegeben, ob die Finanzverwal-
tung schärfer agieren will.“ Nur die beste Bank steht 

Wirtschaftstreuhändern immer zur Seite.

www.erstebank.at   www.sparkasse.at

 Unsere Kundenbetreuer kennen Ihr Geldleben als Freiberufl er fast so gut wie Sie selbst. Ob privat oder 
berufl ich – wir bieten Ihnen rasch und kompetent eine maßgeschneiderte Lösung für Ihre Bedürfnisse. 
Vereinbaren Sie einen Beratungstermin bei Ihrem Kundenbetreuer oder unter 05 0100 - 50500. 
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Die Krise ist noch immer Thema Nummer eins und 
beschäftigt sämtliche Branchen, auch die unsere. 

Um nicht nur zu mutmaßen, sondern ein paar Fakten 
angesichts der angespannten Wirtschaftslage parat zu 
haben, befragten wir 750 Kolleginnen und Kollegen – 
ausschließlich zu wirtschaftspolitischen Themen. Hier 
sind wir zu ein paar „Ergebnissen“ gekommen, die einen 
Trend bestätigen: Nur noch wenige glauben, dass derzeit 
alles so weitergeht wie bisher. 76 Prozent der (befragten)
Kollegenschaft ist der Meinung, dass die Banken aufge-
fordert werden sollen, einen bestimmten Prozentsatz an 
Kreditvergaben vor allem KMUs zukommen zu lassen. 
Wie unsere Wirtschaft und unsere eigene Branche sonst 
noch sinnvoll und schnell gegen die Finanzkrise steuern 
kann, lesen Sie bitte in brandaktuell auf Seite 3.

Auch sonst ist die erste Ausgabe der persaldo im Jahr 
2009 voll von Tipps und Anregungen. Kollege Peter 
Bartos beschreibt die Auswirkungen der Finanzmarktkrise 
für alle Wirtschaftsprüfer auf die Bilanzierung (Seite 25). 
Steuer-Experte Karl E. Bruckner befasst sich mit dem aus 
der Versenkung aufgetauchten Thema „Spendenabsetz-
barkeit“ – und gibt in seiner aktuellen „Bilanz“ ein paar 
wesentliche Denkanstöße dazu (Seite 29). Aktuell und 
sozusagen auch krisenbedingt liefert Ihnen Hubert W. 
Fuchs die Highlights aus der vorgezogenen Steuerreform 
2009. Lesen Sie alles dazu im Servicenetzwerk auf Seite 
22. Praxisrelevante Neuerungen stellen wir Ihnen auch 
im Zusammenhang mit der Aufzeichnungspflicht von 
Arbeitszeiten (Seite 32) und zur Verschärfung der Strafen 
für Bilanzdelikte. Lesen Sie dazu ein „Pro und Contra“ 
der Kollegen Peter Bartos und Herbert Houf.

Ansonsten versorgen wir Sie noch mit einem Porträt  
(Seite 9) des neuen, aber längst nicht unbekannten Fi-
nanzministers Josef Pröll, der  ein beachtliches Tempo 
vorliegt und auch gegenüber persaldo bekräftigt hat, dass 
die Steuerreform noch in diesem Quartal erledigt sein 
wird.

Bleibt mir noch, Ihnen viel Vergnügen bei der  
Lektüre und ein tatkräftiges Ansteuern gegen die Krise 
zu wünschen!

Herzlichst,
Ihr Klaus Hübner
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Sinnvoll und tatkräftig  
gegensteuern!

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

 51/2009

seminaroberlaa
1. und 2. April 2009

Wir informieren Sie und schulen Ihre MitarbeiterInnen!
Sie erhalten eine Intensiv-Schulung über alle in der Praxis wichtigen  
Steuerfragen und dazu das „Arbeitsbuch Oberlaa 2009“, ein viele  
Jahre nützliches Nachschlagewerk mit zahlreichen Übersichten. 

Für das Tagesseminar stehen zwei Termine mit identischem Programm  
zur Auswahl. Kommen Sie wahlweise an einem der beiden Tage:
Mittwoch 1. April oder Donnerstag 2. April 2009
jeweils 8.30–16.15 Uhr

Austria Center Vienna, Saal „Oberlaa“
1220 Wien, Bruno-Kreisky-Platz 1
Der Seminar-Ort ist mit der U1 bestens erreichbar und  
verfügt über einen großen, modernen und komfortablen Saal.

  Bilanzierung und Steuererklärungen 2008
  Aktuelle Fragen für die steuerliche Beratung 2009
  Steuerreform, Erlässe, Rechtssprechung, Tabellen und Übersichten

Gabriele Hackl, Günther Hackl, Waltraud Mäder-Jaksch,
Eberhard Wobisch

KR Berthold Leonard
Tel.: (01) 523 73 22, E-mail: sekretariat@leonard.co.at

TERMIN:

ORT:

PROGRAMM:

REFERENT/INNEN:

INFORMATIONEN:



Glückwunsch!
KOLLEGEN. Die ÖGWT gratuliert

30-JÄHRIGES BERUFSJUBILÄUM
Karl Hochhold-Weninger. Der Ober-
österreicher feierte am 5. Jänner 2009 sein 30-
jähriges Berufsjubiläum. Seine spärliche Freizeit 
verbringt er gerne in Wald und Garten. Sein 
Collie-Schäfer sorgt für Bewegung und hält ihn 
fit. Die ÖGWT gratuliert herzlich!

40-JÄHRIGES BERUFSJUBILÄUM
Ekkehard Kiffmann. Der Grazer begeht 
am 25. Februar 2009 sein 40-jähriges Berufs-
jubiläum. Den 66. Geburtstag feiert er am 10. 
März. Fit hält er sich mit Schwimmen und 
Schifahren. Die ÖGWT wünscht alles Gute! 

60 JAHRE
Michael Jobst aus Eisenstadt feierte am 3. 
Jänner 2009 seinen 60er. Ende des Jahres be-
geht er auch sein 30-jähriges Berufsjubiläum. 
Ausgleich zum Beruf findet er in Konzerten, 
auf Reisen, beim Skifahren und bei gutem 
Essen und Wein. Die ÖGWT gratuliert!

50 JAHRE
Eva Houf. Die Wienerin feierte am 6. Jän-
ner den 50er. Zu ihren Freizeitfreuden gehören 
die Familie, Freunde und viel Bewegung. Ihr 
größter Traum: Jedes Jahr eine Woche mehr 
auf einer griechischen Insel zu verbringen. Die 
ÖGWT gratuliert sehr herzlich. 

40 JAHRE
Fritz Rösel. Der Wiener feiert am 1. März 
2009 seinen 40er. Die Energien für den 
Berufs alltag geben ihm seine Familie, passi-
oniertes Tennisspielen und Schifahren. Die 
ÖGWT gratuliert!

Karin Leitner. Die Steirerin feierte am 18. 
Jänner ihren 40. Geburtstag. Ihre Freizeit ver-
bringt sie gerne mit Ausflügen mit Familie und 
Hund, mit Lesen und Radfahren. Die ÖGWT 
wünscht alles Gute!

Martin Denk. Der Oberösterreicher feiert 
am 18. Februar 2009 seinen 40. Geburtstag. 
Seine Freizeit verbringt er gemeinsam mit 
seiner Frau Eva und ihrem Hund beim Laufen, 
Spazierengehen und Mountainbiken. Im Win-
ter durchwandern sie die schöne Landschaft 
im Mühlviertel mit den Schneeschuhen. Die 
ÖGWT wünscht alles Gute!

NEUIGKEITEN UND AKTUELLE MELDUNGEN AUS DER FINANZWELT
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Bilanzierung 
leicht gemacht 
UNTERLAGEN. Arbeitsbehelf 
Bilanzierungscheckliste 

Auch dieses Jahr erhalten unsere 
Mitglieder den aktualisierten 

Arbeitsbehelf „Bilanzierungscheckliste“ 
kostenlos. Wer damit bereits gearbeitet hat, freut sich auf die neue 
Version. Wenn Sie die Checkliste noch nicht kennen, probieren Sie 
sie aus. Im Arbeitsbehelf finden Sie Übersichten für die Erstellung 
der Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und zur Mehr-Weniger-
Rechnung. Ohne großen Aufwand können damit die Abschluss-
arbeiten qualitativ hochwertig erstellt werden und Routinefehler 
können sich nicht mehr einschleichen.  Die ÖGWT wünscht viel 
Freude mit dem Arbeitsbehelf. Weitere Exemplare können zum 
Stückpreis von EUR 6,– + Versandspesen im ÖGWT-Sekretariat 
unter 01/315 45 45 oder per E-Mail: service@oegwt.at erworben 
werden.   

Das erste Nachschlagewerk 
HANDBUCH KIAB. Guter Preis für Mitglieder  

Die ÖGWT konnte auch hier für alle Mitglieder 
einen ermäßigten Preis erzielen. Das Handbuch 

KIAB-Kontrollen, das erste Nachschlagewerk zur 
Kontrolle der Illegalen Arbeitnehmer-Beschäftigung 
von Wilfried Lehner und Herbert Houf verschafft 
Ihnen den vollen Durchblick im Verfahren für 
Unternehmer, Rechtsberater und Behörden! Subskrip-
tionspreis für ÖGWT-Mitglieder bis 31. März 2009 
EUR 69,80.  

Informativ und geschätzt 
UNTERLAGEN. Der neue Leitfaden Steuern & 
Sozialversicherung 

Welche Bezüge können 2009 steuerfrei ausbezahlt werden? 
Wie hoch sind die diesjährigen Sachbezüge? Gibt es ein 

DBA mit Österreich? Welche Geringfügigkeitsgrenze gilt aktu-
ell? Welche Freibeträge können geltend gemacht werden? Wie 
hat eine Rechnung auszusehen? Das sind nur einige der Fragen, 
deren Antworten alle im praktischen Leitfaden enthalten sind. 
Mittlerweile schätzen viele KollegInnen den ÖGWT-Leitfaden. 
Er ist zum nützlichen Hilfsmittel in der täglichen Praxis gewor-
den – übersichtlich eingeteilt in die einzelnen Steuergesetze und 
in die Sozialversicherung, informiert er über aktuelle Werte und 
Normen des Steuerrechts und der Sozialversicherung. 

Unser besonderer Dank gilt an dieser Stelle den engagierten 
Kollegen Hubert W. Fuchs und Stefan Steiger, die den Leitfaden 
zu dem gemacht haben, was er ist: Service für die KollegInnen. 

Ihr persönliches Exemplar finden Sie wie gewohnt im ersten 
persaldo des neuen Jahres. Weitere können Sie im ÖGWT-Se-
kretariat unter Tel. 01/3154545-0, per Fax DW 33, per E-Mail: 
service@oegwt.at oder unter www.oegwt.at zum Stückpreis von 
EUR 7,– netto + Versandspesen (ÖGWT EUR 4,–) bestellen.  

Innovative 
Finanzsoftware  
TIPP. Auch nur für ÖGWT-Mitglieder 

Als Besitzer einer ÖGWT-Servicecard erhalten Sie 
auf Wunsch eine kostenlose Präsentation unserer 

Programme und zehn Prozent Ermäßigung vom Li-
stenpreis beim Neukauf eines dvo-Hauptprogrammes 
(FiBu, Personalverrechnung, AVZ, Bilanz, Kanzleior-
ganisations-Software).

Informationen zu unseren Programmen erhalten 
Sie auf unserer Webseite http://www.dvo.at/group
Loesungen.asp?groupID=156, für ein unverbindliches 
Angebot kontaktieren Sie bitte Frau Renate Benedict, 
r.benedict@dvo.at, 01/544 69 79-745, unter Angabe 
Ihrer ÖGWT-Mitgliedsnummer.

  

Die ÖGWT gratuliert herzlich!
Hubert Fuchs – 40 Jahre. Der 

gebürtige Salzburger 
und Wahlwiener 
feierte am 13. Jänner 
seinen 40er. Neben 
der Steuerberatung ist 
er als Lehrbeauftragter 
an der WT-Akademie 

und am WIFI Wien tätig. Er ist Autor 
zahlreicher Fachbücher und Heraus-
geber vom „Gesetzbuch Steuerrecht“ 
und der Zeitschrift „UFS aktuell“. In 
der KWT ist er als Fachsenatsmitglied 
und Prüfungskommissär aktiv. Die 
ÖGWT unterstützt er tatkräftig im 
Vorstand. Neben seinem Beruf ist er 
Senatsmitglied in der österr. Fußball-
Bundesliga und Milizoffizier beim 
Bundesheer. Ausgleich zum Beruf fin-
det er beim Laufen, Schifahren und auf 
seinem Bergbauernhof in Bischofsho-
fen. Die ÖGWT bedankt sich für sein 
Engagement und gratuliert!

Monika Kastenhofer – 40 Jah-
re. Auch die Linzerin feiert am 23. 

Februar 2009 ihren 
40. Geburtstag. Die 
ÖGWT unterstützt 
sie schon jahrelang 
als Vorstandsmitglied 
und setzt sich für 
die Interessen der 
Bilanzbuchhalter und 

Selbstständigen Buchhalter ein. Die 
nötige Balance geben ihr Malerei und 
Golfen. Die ÖGWT wünscht alles 
Gute!

Christoph Denk 
– 40 Jahre. Der 
Grazer feierte am 29. 
Jänner 2009 seinen 
40er. Die ÖGWT 
unterstützt er seit 
Jahren als Referent bei 

der steirischen ÖGWT-Mitarbeiter-
schulung. Neben seinem Beruf ist er 
Mitarbeiter am Institut für Controlling 
& Consulting an der Uni Linz. Seine 
Leidenschaften sind Gartenarbeit, 
„Eisenbahnen“ und Reisen – bevorzugt 
mit der Bahn, zuletzt mit der Transsi-
birischen Eisenbahn von Moskau nach 
Peking. Die ÖGWT bedankt sich 
herzlich für sein Engagement. 

Berthold Leonard – 70 Jahre. 
Der Wiener feiert am 21. Februar 

2009 den 70er. 
In der ÖGWT ist 
das Ehrenmitglied 
untrennbar mit der 
größten Veranstaltung 
des Berufsstandes, 
dem SeminarOberlaa, 

verbunden. Ein Teil des Seminarer-
folges ist auf seine Organisationskünste 
zurückzuführen. Seine sportliche 
Leidenschaft gilt dem Tennis. Mit sei-
ner Mannschaft wurde er bereits zum 
zweiten Mal Wiener Meister. Er fährt 
auch Ski und Rad oder geht mit seiner 
Frau auf Reisen. Die ÖGWT dankt 
ihm für seinen Einsatz und gratuliert 
zum runden Geburtstag. 

1/2009 1/2009

Card statt Cash  
MITGLIEDSCHAFT. Sparen Sie bares Geld 
mit der ÖGWT-Servicecard 

Sparen Sie Ihr Geld und setzen Sie auf eine Karte! Alle 
ÖGWT-Mitglieder erhalten kostenlos die ÖGWT-

Servicecard, mit der Sie zahlreiche Vorteile in Anspruch 
nehmen können. Wie etwa ...

... aktuelle Angebote für Software und -entwick-
lungen, Bücher, Fitness, Blumen, Datenbanken, 
Zeitschriften, Hotels, Parken von unseren Kooperations-
partnern finden Sie unter www.oegwt.at Rubrik Service 
– Kooperationspartner.  

... Preisnachlässe bis zu EUR 50,– bei den qualitativ 
hochwertigen ÖGWT-Veranstaltungen und bei der 
ÖGWT-Klienteninformation. 
Alle unsere Mitglieder 
erhalten in den nächsten 
Tagen ihre persönliche 
Servicecard. Sie gilt 
bis Jänner 2011. Wir 
wünschen Ihnen viel 
Spaß beim Sparen! 

n
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Politiker-Karrieren können rein fachlich betrachtet sehr 
breit gefächert sein. Seit 2. Dezember 2008 ist ein Agrar-

Ökonom österreichischer Finanzminister. Als ihm in der Ta-
geszeitung „Die Presse“ die provokante Frage gestellt wurde, 
ob er und seine beiden Staatssekretäre, Reinhold Lopatka und 
Andreas Schieder, als fachliche Greenhorns diesem Ressort 
vielleicht nicht gewachsen sein könnten, gab Pröll eine ent-
schiedene Antwort: „Ich übernehme eines der best organisier-
ten Häuser der Republik und kann mich auf eine exzellente 
Beamtenschaft stützen“, und noch wichtiger ist sein Nachsatz: 
„Ich habe viele Budgets verhandelt, auch in Brüssel und in den 
Koalitionsgesprächen die Steuerreform mitentwickelt“ – und 
sein Parteikollege Reinhold Lopatka sei ihm wichtig, weil er 
mit ihm einen Juristen mit parlamentarischer Erfahrung im 
Boot hat. Soweit, so klar. In den nächsten Monaten wird man 
Pröll und sein Team an ihren Ergebnissen messen, politische 
Erfahrung als Minister hat er.

Gearbeitet wird bereits auf Hochtouren und zwar an der 
Steuerreform, die noch im ersten Quartal 2009 fertig sein soll. 
2,2 Milliarden Euro für die Tarifreform, „die größte Lohn- und 
Einkommenssteuer, die in Österreich je gemacht wurde, und 
die dem einzelnen Steuerzahler zwischen 400 und 1350 Euro 
Ersparnis pro Jahr bringen soll“. 500 Millionen will Pröll in 
Familien investieren und mit 300 Millionen Euro die Arbeits-
losenversicherungsbeiträge senken. Macht drei Milliarden Euro 
in Summe.  Dass Vermögen in Österreich nicht höher besteu-
ert werden soll, hat Pröll sogar im Regierungsübereinkommen 
festgelegt, dieser Idee der SPÖ habe er „eine glatte Absage“ 
erteilt. Klar für Josef Pröll ist jedenfalls, dass die Steuerreform 
rückwirkend ab 1. Jänner 2009 ausbezahlt werden wird, auch 
dann, wenn das Gesetz erst im Frühjahr fertig sein sollte. 

Josef Pröll, auch als „Talent des Ausgleichs und der Kon-
sensfindung“ bezeichnet, kennt das politische Parkett, auf dem 
er in den vergangenen 15 Jahren eine Bilderbuchkarriere hin-
gelegt hat. Geboren wurde Josef Pröll als Sohn eines Weinbau-
ern im wilden Jahr 1968, das in Ziersdorf-Radlbrunn, wo er 
aufwuchs, sicher nicht so wild war. Sein Elternhaus bezeichnet 
er als katholisch. 1986 nach der Matura im Gymnasium Hol-
labrunn ging er nach Wien und begann an der Universität für 
Bodenkultur Landwirtschaft mit Schwerpunkt Agrarökono-
mie zu studieren. 1990 heiratete er Gabi – heute Diplomin-
genieurin. Noch während des Studiums kam Sohn Alexander 
zur Welt. 1993 nach Abschluss der Universität begann Prölls 
Laufbahn in der Niederösterreichischen Landwirtschaftskam-

mer, wo er bis 1998 als Referent tätig 
war.  Die weiteren Meilensteine: Zwei 
Jahre als wirtschaftspolitischer Referent 
beim Bauernbund und Assistent der 
Europa-Abgeordneten Agnes Schierhu-
ber, 1999 wurde er Direktor des Wie-
ner Bauernbundes. Es war Wilhelm 
Molterer, der Pröll 2000 als seinen 
Assis tenten ins Landwirtschaftsmini-
sterium und damit in die Bundespoli-
tik holte. 2003 machte ihn Wolfgang 
Schüssel zu Molterers Nachfolger in ei-
ner Regierung, der Prölls Onkel, Erwin, 
eher skeptisch gegenüberstand.

Josef Pröll meisterte seine neue Auf-
gabe als Leiter des Landwirtschafts-

ministeriums meisterhaft, weil er den 
Umweltschutz integrierte, nannte er es 
bald „Lebensministerium“ und schon 
war Pröll der beliebteste Minister in der 
Regierungsriege. Die ÖVP beauftragte 
ihn, Visionen für die Zukunft zu entwickeln. Eine der auf-
sehenerregendsten Ergebnisse dieser Perspektivengruppe war 
eine moderate Haltung zur gleichgeschlechtlichen Partner-
schaft. Das war neu in der ÖVP.

Spätestens dann galt er als Kronprinz, als einer, der Ka-
tholizismus und liberale Gesinnung miteinander vereinbaren 
konnte. Als die Koalition im Juni 2008 scheiterte, waren es 
nicht zuletzt seine einflussreichen Unterstützer aus dem Bau-
ernbund und dem Raiffeisenverband, die ihn zum neuen 
ÖVP-Chef machten.  Am 28. November wurde er von der 
ÖVP mit 86,9 Prozent der Delegiertenstimmen gewählt. Er ist 
der jüngste Parteiobmann in der Geschichte der ÖVP. Dem 
Vernehmen nach versteht er sich gut mit Werner Faymann, 
möchte das alte Hick-Hack zwischen den Großparteien nicht 
fortsetzen und das Land mit Budgetdisziplin durch die Krise 
steuern.

Für den Weinberg seiner Eltern in Radlbrunn, den Josef 
Prölls Bruder Andreas bewirtschaftet, und dem er gerne dabei 
half, wird wenig Zeit bleiben. Vielleicht aber wird er den einen 
oder anderen Abend für eine Session am Herd finden und als 
Hobbykoch seiner Frau, seinem Sohn und den beiden Töch-
tern eine Freude bereiten.                                   ■

Josef Pröll heißt 
der neue Mann im 
Finanzministeri-
um. Mit ihm soll 
die Steuerreform 
2009 schnell 
abgeschlossen 
werden.

Am Boden der Tatsachen
PORTRÄT. Der ÖVP-Chef Josef Pröll will als Finanzminister das Land durch 
schwierige Zeiten manövrieren. Einstweilen garantiert er: Keine neuen Steuern  
in seiner Amtsperiode. Von Karin Pollack
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(nun) meinem Klienten vor. Bei einer Umqualifizierung ist 
es üblich, dass die Prüfer den Auszahlungsbetrag (ohne Um-
satzsteuer) als Nettobetrag ansehen und auf einen fiktiven 
Bruttobetrag hochrechnen. Weiters werden dem Dienstge-
ber auch noch die Dienstnehmeranteile vorgeschrieben, die 
im Regelfall nicht vom Dienstnehmer rückgefordert werden 
können. Bei einer Umqualifizierung kommen im Regelfall 
auch noch DB, DZ, KommSt und die Betriebliche Vorsorge 
hinzu. Noch ohne „Hochrechnung“ und Zinsen ergibt sich 
ein Nachzahlungsbetrag von rund 50% der Honorarsum-
me. Die Lohnsteuer ist meist bei diesen Umqualifizierungen 
kein Thema!

Bei einer „richtigen“ Abrechnung hätte sich der Kli-
ent die DN-Anteile von rund 18%, die Zinsen sowie die 
„Hochrechnung“ erspart. 

Ich bin bei meiner Beratung relativ restriktiv, da leider 
der VwGH leider kaum etwas als freies Dienstverhältnis 
bzw. Werkvertrag ansieht. Sollte sich der Klient nicht um-
stimmen lassen, wäre eine ausführliche Dokumentation 
auch aus haftungsrechtlicher Sicht zu empfehlen!

Beispiel 2: Nachkauf von Schulzeiten
Mindestens zwei bis drei Mal pro Woche bekomme ich von 
Klienten oder von KollegenInnen Anfragen bezüglich der 
Sinnhaftigkeit des Nachkaufs von Schul-/Studien- bzw. Aus-
bildungszeiten. Die Versicherten sind sich meist unsicher, 

da oft hohe Beträge an den Pensionsversicherungsträger zu 
überweisen sind. In mehr als 50% meiner Fälle zahlt sich der 
Nachkauf aber aus.

Leider gibt es keine allgemein gültige Formel (ich spreche 
immer von der „eierlegenden Wollmilchsau“), wann sich der 

Wenn ich an den Beginn meiner Berufslaufbahn im Jah-
re 1994 zurückdenke, war das Thema „Sozialversiche-

rungsrecht“ für die Berufskollegen ein ziemliches Randthema 
– damit haben sich ausschließlich Personal-Verrechner beschäf-
tigt. Es gab kaum Probleme mit den „Scheindienstverhältnis-
sen“, die Beitragsvorschreibungen der gewerblichen Sozialver-
sicherung waren noch einfacher und das Pensionsrecht noch 
etwas durchsichtiger.

Einen großen Schnitt gab es mit 1. Juli 1996 als die freien 
Dienstverhältnisse eingeführt wurden. Durch den Pflichtver-
sicherungstatbestand des neuen Selbstständigen wurden mit  
1. Jänner 1998 auch jene Personen, z. B. Journalisten, Vor-
tragende, Autoren, etc. in die Pflichtversicherung nach dem 
gewerblichen Sozialversicherungsgesetz aufgenommen, die bis 
dahin nicht pflichtversichert waren. 

Auch die ständige Nachbemessung im Bereich der gewerbli-
chen Sozialversicherung wurde eingeführt. Mit 1. Jänner 2000 
kamen dann noch bestimmte Kommanditisten als neue Selbst-
ständige hinzu. Mit den Pensionsreformen der Jahre 2004 und 
2005 wurde das Pensionsrecht nicht unbedingt einfacher. 

Was kann nun der Berater dazu beitragen?
Ich habe mich in den letzten zehn Jahren sehr intensiv mit 
der Beratung im Sozialversicherungsrecht beschäftigt. Es 
werden aber von den Klienten meist sehr ähnliche Fragen 
an den Berater herangetragen. Ich möchte Ihnen daher ein 
paar Fälle aus der Praxis darstellen. 

Beispiel 1: Falsche Einstufung eines „Werkvertraglers“
Vor rund drei Jahren bekam ich einen neuen Klienten, der 
im Consultingbereich tätig war. Für die Durchführung der 
Aufträge wurden ausschließlich „Selbstständige“ beschäftigt. 
Der damalige Steuerberater hat den Klienten schon darauf 
hingewiesen, dass diese Beschäftigungsform nicht halten 
werde, da die „Selbstständigen“ ausschließlich die Betriebs-
mittel und die Infrastruktur des Klienten nutzten. Im Regel-
fall gab es auch nur einen Auftraggeber. 

Trotz des Hinweises und auch meiner Einwände, kam es 
zu keiner Umstellung. Im Rahmen einer GPLA stellt dann 
der Prüfer der GKK fest, dass es sich bei den Personen um 
echte Dienstverhältnisse handle und schrieb die Beiträge 
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SOZIALVERSICHERUNG. In der Praxis spielt die Beratung im Sozialversicherungs-
bereich bei den Berufskollegen kaum eine Rolle. Wie aber Beispiele verdeutlichen, 
gehört zu einer ganzheitlichen Beratung auch diese Rechtsmaterie dazu. 
Von Stefan Steiger

ZUM AUTOR
Stb Dr. Stefan 
Steiger ist Sozial-
versicherungs-
Experte  
stefan.steiger@
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Der Steuerberater als 
„Sozialversicherungsberater“

Einen großen Schnitt gab es mit 1. Juli 1996 als die freien 
Dienstverhältnisse eingeführt wurden. Durch den Pflichtver-
sicherungstatbestand wurden ab 1998 jene Personen nach 
dem gewerblichen Sozialversicherungsgesetz aufgenom-
men, die bis dahin nicht pflichtversichert waren.
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In der WT-Praxis wird der Bereich des Arbeitsrechts oft nur 
als „lästiger“ Teil der Personalverrechnung angesehen. Ent-

gegen dieser weit verbreiteten Meinung hat sich die Materie 
des Arbeitsrechts sowohl im Bereich der Gesetzgebung als 
auch im Bereich der Rechtsprechung rasend schnell ent wickelt 
und ist – teilweise auch aus Haftungsgründen – zu einer ei-
genständig zu betrachtenden Größe geworden. Der folgende 
Beitrag soll daher ein paar Anregungen zu einer verstärkten 
Auseinandersetzung und Beratung geben. 

Vorgeschichte
Das Arbeitsrecht ist systematisch Teil des Privatrechts, hat 
aber an vielen Stellen einen sogenannten „öffentlich-rechtli-
chen Einschlag“, d.h. einige Bestimmungen sind öffentlich-
rechtlicher Natur, können demnach von Behörden (v.a. dem 
Arbeitsinspektorat) hinsichtlich Einhaltung überprüft wer-
den. Bei diesen Bestimmungen handelt es sich v.a. um die 

Höchstgrenzen der Arbeitszeit, um tägliche und wöchentliche 
Ruhebestimmungen sowie den technischen ArbeitnehmerIn-
nenschutz.

Der Großteil der Normen, die zum Arbeitsrecht gehören, 
sind relativ zwingender Natur, d.h. sie können nur zum Vor-
teil des Arbeitnehmers abgeändert werden. Daraus jedoch den 
Schluss zu ziehen, dass eine Änderung zugunsten des Arbeit-
nehmers immer möglich sei, ist unrichtig, da es einige Bestim-
mungen gibt, die entweder überhaupt nicht geändert werden 
dürfen (absolut zwingendes Recht) oder völlig abänderbar 
(dispositives Recht) sind. Die Kenntnis solcher Normen ist 
ebenso wichtig wie der Überblick über die arbeitsrechtliche 
Gesetzgebung und Rechtsprechung, mag dies auch aufgrund 
der Geschwindigkeit, mit der neue Gesetze bzw. Judikate er-
gehen, immer schwieriger werden. Überdies ist der unbeding-
te Vorrang des EU-Rechts vor innerstaatlichen Rechtsquellen 
auch im Bereich des Arbeitsrechts zu beachten. 

Nachkauf wirklich rechnet. Man kann aber zwei Szenarien her-
ausarbeiten:
1) Es kommt zu keinem früheren Pensionsantritt – wohl aber 

zu einer höheren Pension. Bei dieser Variante kommt es 
meist zu einer längeren Amortisationsdauer (mehr als fünf 
Jahre). Ein Nachkauf könnte hier interessant sein, wenn eine 
relative hohe Bemessungsgrundlage („sehr gute Monate“) 
und auch eine entsprechende Steuerprogression vorliegen. 

2) Durch den Nachkauf wird ein früherer Pensionsantritt 
möglich. Vor allem durch die erst vor kurzem erfolgte 
Verlängerung der „Hacklerregelung“ ist der Nachkauf hier 
meist sinnvoll, da bei der „Hacklerregelung“ keine Abschlä-
ge anfallen und der Versicherte bis zu fünf Jahre vor dem 
Regelpensionsalter in Pension gehen kann. In der Praxis 
kommt es meist dazu, dass der Versicherte die Schulzeiten 
nachkauft und um diese Zeiten früher in Pension gehen 
kann. Er hat aber nicht nur einen monetären Vorteil – son-
dern auch noch das „Goodie“, dass er nicht mehr arbeiten 
gehen muss. Diese subjektive Komponente ist aber bei der 
Beratung nicht zu unterschätzen, da viele Versicherte (meist 
Selbstständige) zwar in Pension gehen könnten, aber nicht 
gehen wollen. (Einen lustigen Fall hatte ich einmal mit ei-
nem Ehepaar! Der Ehegatte wollte wissen, ob er durch den 
Nachkauf früher in Pension gehen kann. Ich habe dann 
einige Berechnungen angestellt. Am Tag vor dem Termin 
mit dem Ehepaar rief mich die Gattin an und bat mich, 
dem Gatten vom Nachkauf abzuraten. Ihr Grund: Sie wäre 
auch in den nächsten Jahren lieber am Tag alleine zu Hause 
und sie würde mit dem Gatten nur streiten, wenn er ihr bei 
der Arbeit zu Hause helfen würde). Dies ist auch bei der 
Berechnung der Amortisation zu berücksichtigen. 

Leider ist die Berechnung des Unterschiedsbetrages der 
Pensionshöhe (auch aufgrund des neuen Pensionskontos) sehr 
komplex. Eine Berechnung ist dem Berufskollegen grundsätz-
lich nicht zuzumuten. Hier sollte sich der Klient oder der Kol-
lege (mit einer entsprechenden Vollmacht) direkt an den Pensi-
onsversicherungsträger wenden und sich die Pensionshöhe und 
auch die Zeitpunkte ausrechnen lassen. Aus diesen Differenzen 
kann man dann relativ leicht berechnen, ob sich – und vor al-
lem nach welcher Zeit – der Nachkauf rechnet. 

Steuerlich sollte beachtet werden, dass der Nachkauf voll als 
Sonderausgabe absetzbar (eine Ratenzahlung – es fallen keine 
Zinsen an – der nachgekauften Monate ist meist auch steuer-
lich sinnvoll) und die höhere Pension genauso wie die „norma-
le“ Pension im Regelfall noch mit einer Krankenversicherung 
von 5,10% und natürlich mit der Lohnsteuer belegt ist (die 13. 
und 14. Pensionszahlung natürlich nur mit 6%). 

Beispiel 3: Kommanditisten 
und SV-Pflicht
Im Jahre 1998 ist es zu einer 
wesentlichen Änderung bezüg-
lich der Pflichtversicherung für 
Kommanditisten gekommen. 
Alle Neukommanditisten (sog. 
„Neufälle“), die ab 1. Juli 1998 
ins Firmenbuch eingetragen 
wurden, wurden nur mehr dann 
als beitragsfrei angesehen, wenn 
diese als reine „Kapitalgeber“ 
fungierten. Die Beitragspflicht 
trat frühestens mit 1. Jänner 
2000 ein. In der Praxis ist es lei-
der nicht ganz einfach zu unter-
scheiden, wann man es mit ei-
nem „beitragspflichtigen“ (diese 
gelten immer als neue Selbststän-
dige) oder einen „beitragsfreien“ 
Kommanditisten zu tun hat, da 
in den Gesellschaftsverträgen 
sehr oft Mischformen vorkom-
men. Weiters kommt noch 
ein Problem hinzu, wenn der 
Kommanditist auch im Betrieb 
mitarbeitet. Es stellt sich hier die 
Frage, ob ein Dienstverhältnis 
vorliegt (er wäre dann nach dem 
ASVG als echter Dienstnehmer 
anzumelden – aber ohne DB, DZ und KommSt) oder ob die 
Person als Arbeitsgesellschafter tätig ist. In der Praxis ist dies 
meist nicht einfach zu beantworten. Wenn eine Pflichtversi-
cherung als Dienstnehmer im ASVG gewünscht wird, sollte 
in jedem Fall ein schriftlicher Dienstvertrag vorhanden sein 
und dieser auch gelebt werden. 

Aufgrund der Meldebestimmungen als neuer Selbststän-
diger (Rechtskraft des ESt-Bescheides) kann es hier oft Jahre 
später zu bösen beitragsrechtlichen und leistungsrechtlichen 
Konsequenzen, wie z.B. den Wegfall einer vorzeitigen Alters-
pension wegen langer Versicherungsdauer, kommen. 

In der Praxis sollten die Kollegen daher die jeweilige Lan-
desstelle des SVA kontaktieren um abzuklären, ob mit der 
Stellung als Kommanditist auch eine Beitragspflicht verbun-
den ist. Diese Abklärung sollte im Rahmen eines Bescheides 
(§ 194a GSVG) erfolgen. 

Wie aus diesen Ausführungen zu sehen ist, gibt es eine 
Vielzahl von Besonderheiten bei der Beratung im Sozialver-
sicherungsbereich. Das Sozialversicherungsrecht als Materie 
ausschließlich für den Personalverrechner abzustempeln wäre 
meines Erachtens schlicht und einfach falsch. Die Berufskol-
legen sollten zumindest Sensibilität für die Probleme aufbrin-
gen, da eine umfassende Beratung zur optimalen Kundenbe-
treuung gehört.               ■

Falls Sie Fragen oder Anregungen zu diesem Artikel haben, so können Sie sich 
natürlich gerne unter stefan.steiger@elixa.at an mich wenden.

ZUM AUTOR
Mag. jur. Friedrich 
Schrenk ist Vortra-
gender am WIFI-
Wien und Arbeits-
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Steuerlich sollte beachtet werden, dass der Nachkauf voll 
als Sonderausgabe absetzbar und die höhere Pension 
genauso wie die „normale“ Pension im Regelfall noch mit 
einer Krankenversicherung von 5,10% und natürlich mit der 
Lohnsteuer belegt ist.

Licht im arbeitsrechtlichen Dickicht
ARBEITSRECHT. Der Steuerberater als „Unterstützer“ in Arbeitsrechtsfragen. 
Von Friedrich Schrenk
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lektivverträge, wenn die Wirtschaftsbereiche des Klienten ein-
deutig fachlich-organisatorisch getrennt sind. Ansonsten gilt 
für den gesamten Betrieb nur ein Kollektivvertrag, nämlich 
der Kollektivvertrag des Wirtschaftsbereiches mit der maß-
geblichen wirtschaftlichen Bedeutung, d.h. entscheidend sind 
die Umsatz- bzw. Gewinnrelationen. Lässt sich die maßgeb-
liche wirtschaftliche Bedeutung nicht feststellen (z.B. Neu-
eröffnung oder ständiger Wechsel), gilt der Kollektivvertrag, 
der branchenweit (nicht im konkreten Betrieb!) die größere 
Zahl an Arbeitnehmern erfasst.

Überdies handelt es sich bei der eben besprochenen Zu-
ordnung um ein bewegliches System. Ändert sich eine der 
Voraussetzungen, ist zwingend der andere Kollektivvertrag 
ohne Günstigkeitsüberlegungen für die betreffenden Arbeit-
nehmer anzustellen. 

 
2) Neuerungen im Lehrlingsrecht ab 28. 6. 2008
a) Allgemeines zur neuen Lehrlingsförderung
Das neue System der betriebsbezogenen Förderungen zur 
Lehrausbildung wird über die Lehrlingsstellen der Wirt-
schaftskammern abgewickelt. Zu unterscheiden ist zwischen 
} der Basisförderung – diese tritt für neue Lehrverhältnisse 

an die Stelle der bisherigen steuerlichen Lehrlingsausbil-
dungsprämie,

} der Beihilfe für das erstmalige Ausbilden von Lehrlingen 
– diese tritt an die Stelle der bisherigen AMS-Förderung 
für zusätzliche Lehrstellen, und

} verschiedenen qualitätsorientierten Zusatzförderungen.

b) Außerordentliche Kündigungsmöglichkeiten von 
Lehrverhältnissen
Die Möglichkeit zur Auflösung besteht am Ende des ersten 
Lehrjahres für alle Lehrberufe sowie weiters am Ende des 
zweiten Lehrjahres für dreijährige, dreieinhalbjährige und 
vierjährige Lehrberufe bei einer Kündigungsfrist von einem 
Monat. Für die Wirksamkeit der Auflösung durch den Lehr-
berechtigten ist die Durchführung und der Abschluss eines 
Mediationsverfahrens erforderlich. Das Mediationsverfah-
ren kann nur entfallen, wenn der Lehrling die Teilnahme 
am Mediationsverfahren schriftlich abgelehnt hat. Im Fal-
le des Widerrufs der Ablehnung, für die eine Frist von 14 
Tagen eingeräumt wird, verkürzt sich die Laufzeit des Me-
diationsverfahrens um den entsprechenden Zeitraum. Das 
Mediationsverfahren ist spätestens am Ende des 10. oder 
22. Lehrmonats bei einem Mediator oder einer Mediatorin 
gemäß dem Zivilrechts-Mediations-Gesetz durchzuführen. 
Durch einen allfälligen Widerruf der Ablehnung des Lehr-
lings bedingte Verzögerungen des Mediationsverfahrens 
sollen jedoch die Auflösung nicht unmöglich machen und 
verkürzen daher den für die Durchführung des Mediations-
verfahrens verbleibenden Zeitraum. In die Mediation sind 
der Lehrberechtigte, der Lehrling, bei dessen Minderjährig-
keit auch der gesetzliche Vertreter und auf Verlangen des 
Lehrlings auch eine Person seines Vertrauens einzubeziehen. 
Das Mediationsverfahren muss vor dem Ausspruch einer 
Kündigung abgeschlossen werden. Die Kosten des Media-
tionsverfahrens trägt der Lehrberechtigte. Das Mediati-

onsverfahren ist beendet, wenn ein Ergebnis erzielt wurde. 
Ergebnisse sind insbesondere die Bereitschaft des Lehrbe-
rechtigten zur Fortsetzung des Lehrverhältnisses oder die 
Erklärung des Lehrlings, nicht weiter auf der Fortsetzung 
des Lehrverhältnisses zu bestehen. Das Mediationsverfahren 
ist auch beendet, wenn der Mediator oder die Mediatorin 
die Mediation für beendet erklärt. Das Mediationsverfahren 
endet jedenfalls mit Beginn des fünften Werktages vor Ab-
lauf des elften oder 23. Lehrmonats. Im Falle der Auflösung 
hat der Lehrberechtigte der Lehrlingsstelle die Erklärung 
der außerordentlichen Auflösung des Lehrverhältnisses un-
verzüglich mitzuteilen. Die Lehrlingsstelle hat die regionale 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktsservice von der Erklärung 

der außerordentlichen Auflösung eines Lehrverhältnisses 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen, um einen reibungslosen 
Ausbildungsübertritt zu gewährleisten. Die regionale Ge-
schäftsstelle hat in weiterer Folge einen Ausbildungsplatz ge-
mäß der neuen Bestimmung des § 38e des Arbeitsmarktser-
vicegesetzes zu vermitteln.

3)  Aktuelle Judikate im Arbeitsrecht
In den letzten Monaten wurden viele Urteile des OGH ver-
öffentlicht, die weitreichende Bedeutung für die Auslegungs-
praxis besitzen.

So wurde vor relativ kurzer Zeit ein grundlegendes und 
richtungweisendes OGH-Urteil (OGH 9vObA 80/07s 
vom 20.8.2008) veröffentlicht, wonach auch ein münd-
lich geäußerter Elternteilzeitwunsch bei nachfolgender 
Vereinbarung eine kündigungs- und entlassungsgeschützte 
Elternteilzeit auslöst, auch wenn im Dienstzettel ausdrück-
lich steht, dass es sich um keine Elternteilzeitbeschäftigung 
handelt. Diesbezüglich spiele es keine Rolle, ob es sich um 
das große oder kleine Modell der Elternteilzeit handle. Der 
große „Fehler“ seitens des Arbeitgebers bestand im gegen-
ständlichen Fall darin, sich auf Verhandlungen hinsichtlich  
einer Teilzeitbeschäftigung nach mündlicher Bekanntgabe 
eines Elternteilzeitwunsches einzulassen. Er hätte vielmehr 
nachweislich darauf bestehen müssen, sämtliche Ansuchen 
betreffend Elternteilzeit mit allen Voraussetzungen (Beginn, 
Dauer, Ausmaß und Lage der gewünschten Elternteilzeit) 
ausschließlich schriftlich entgegenzunehmen.

Wie meinen Themenstellungen zu entnehmen ist, gilt es 
im Arbeitsrecht, sich einen Überblick über die Materie zu 
verschaffen und im Bedarfsfall unterstützend für den Kli-
enten  einzugreifen. Arbeitsrecht ist längst als höchst eigen-
ständige Materie „emanzipiert“ und auch im WT-Bereich 
eine fix zu beachtende Größe. Zumindest eine Sensibilisie-
rung durch Kenntnis der neuesten Gesetze und Judikate 
wäre dringend anzuraten.                     ■

Was kann nun der Berater für den Klienten diesbezüg-
lich tun
Der Berater und sein Team, das diesbezüglich unerlässlich 
ist, sollten sich in einem ersten Schritt den Überblick ver-
schaffen, der notwendig ist, um den Klienten Licht in das 
„arbeitsrechtliche Dickicht“ zu bringen. Sodann sollte man 
den Klienten auf Möglichkeiten aufmerksam machen, die 
auch im Bereich des Arbeitsrechts zu seinen Gunsten ge-
nutzt werden können. Diese sind zugegeben nicht allzu 
viele, umso eher ist ihre Kenntnis von großem Nutzen. Ich 
selbst stehe für Zweifelsfragen von Wirtschaftstreuhändern 
bzw. deren Mitarbeitern schon lange zur Verfügung und 
betreibe diesbezüglich auch ein sich stetig entwickelndes 
Forum (www.arbeitsrechtsforum.at). Nachfolgend möchte 
ich ein paar Themenstellungen beispielsweise präsentieren, 
die aufgrund ihrer Häufigkeit bzw. Aktualität immer wieder 
bzw. verstärkt vorkommen:

1) Der richtige Kollektivvertrag
Wenn man einen neuen Klienten bekommt, stellt sich häufig 
die Frage nach dem richtigen Kollektivvertrag, um korrekte 
Abrechnungen durchführen zu können und arbeitsrechtliche 
Fragen richtig lösen zu können. Der fachlich anzuwendende 
Kollektivvertrag richtet sich ausnahmslos nach der fachlichen 
Organisationszugehörigkeit des Arbeitgebers, also danach, 
welcher Fachgruppe bzw. welchem Fachverband der Ar-
beitgeber innerhalb der Wirtschaftskammer angehört bzw. 
zu welcher Standesvertretung der Freiberufler gehört. Dann 
gilt es zu klären, ob der betreffende Fachverband bzw. die 
betreffende Fachgruppe bzw. die Standesvertretung einen 
Kollektivvertrag abgeschlossen hat. Hilfe im Internet gibt es 
hinsichtlich der richtigen Fachgruppenzugehörigkeit unter  
www.wko.at unter der Rubrik „Firmen von A–Z“.

Verfügt der Klient über mehrere Gewerbeberechtigungen, 
gelten die den Gewerbeberechtigungen entsprechenden Kol-

Wie meinen Themenstellungen zu entnehmen ist, gilt es im 
Arbeitsrecht, sich einen Überblick über die Materie zu ver-
schaffen und im Bedarfsfall unterstützend für den Klienten 
einzugreifen.
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Was steckt dahinter? 
KIAB. Über den „Aufreger“ Abgabenbehördliche  
Prüfungs- und Kontrollmaßnahmen. Von Herbert Houf
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Pessimisten fürchten, dass sich die Rahmenbedingungen für 
abgabenbehördliche Prüfungs- und Kontrollmaßnahmen 

in einem zyklischen Ablauf verändern. Nach dramatischen 
Vorfällen, die vor langer Zeit zu einer Besinnung bei Haus-
durchsuchungen führten, wurde noch vor wenigen Jahren der 
Abgabepflichtige zum „Kunden“ ernannt und Service bei der 
Finanzverwaltung groß geschrieben. Das Projekt E-Govern-
ment (FinanzOnline) ist hier positiv anzuführen, wenngleich 
damit verbunden Aufgaben der Abgabenbehörden an die Ab-
gabepflichtigen und deren Berater „outgesourct“ wurden. Mit 
der Verpflichtung zur elektronischen Erklärungsabgabe ist es 
zu einer Aufblähung des Formularwesens gekommen, damit 
die Behörde immer ausführlichere Informationen für ihre au-
tomatisierten Prüfungen und Analysen erhält.

Die Umstrukturierung der Finanzämter war zunächst nicht 
so gelungen. Durch die Einführung der „Infocenter“ und die 
Neuaufstellung der Veranlagungsteams (AV und BV/BP) sind 
uns vielfach die Ansprechpartner abhanden gekommen, aber 
auch daran haben wir uns zwischenzeitlich gewöhnt.

Irgendwie hätte sich alles fast wieder eingespielt, wäre nicht 
eine Veränderung offensichtlich geworden, die neuerdings in 
unangenehmer Weise den Stil der Finanzverwaltung zu prägen 
scheint: Die Abgabenbehörden des Bundes sehen ihre Aufga-
be nicht mehr vorrangig in der Abgabenerhebung (vgl. § 49 
Abs. 1 i.V.m. § 52 BAO), sondern in der Betrugsbekämpfung. 
Symptomatisch ist die neue Homepage des BMF, bei deren 
Aufruf das Wort „Betrugsbekämpfung“ auf der Startseite zu 
finden ist, nicht aber das Wort „Steuern“. Ist Österreich plötz-
lich ein Land von Steuerbetrügern geworden?

Versuchen wir einmal, die Situation zu analysieren. Na-
türlich ist Österreich nicht von gestern auf heute zu einem 
Land der Steuerbetrüger mutiert, sondern hat es immer schon 
Steuerunehrlichkeit gegeben. Allerdings werden Steuerdelikte 
– wie andere Wirtschaftsdelikte auch – heute gesellschaftlich 
strenger bewertet. Hat man Steuerhinterzieher früher noch als 
besonders schlaue Füchse insgeheim bewundert, so werden 
heute weihnachtliche Aufmerksamkeiten im Wert von weni-
gen Euros mit einem Schreiben des Bedauerns, man könne 
dieses „Geschenk“ nicht annehmen, retourniert. Weiters muss 
wohl zur Kenntnis genommen werden, dass der Steuerbetrug 
durch die Internationalisierung der Wirtschaft zugenommen 
hat und genauso wie die „gewöhnliche“ Kriminalität zuneh-
mend importiert wird. Dieses Umfeld führt dazu, dass nicht 
mehr „Abgabenänderungsgesetze“ sondern „Betrugsbekämp-

fungsgesetze“ beschlossen werden, auch wenn inhaltlich nur 
Formvorschriften für Bücher und Aufzeichnungen überarbei-
tet werden (§ 131 i.V.m. § 163 BAO).

Schließlich hat es in der Finanzverwaltung auch eine or-
ganisatorische Neuorientierung gegeben, um einerseits den 
Veränderungen gerecht zu werden, andererseits aber Effizi-
enzsteigerungen zu effektuieren. Durch ein verstärkt risiko-
orientiertes behördliches Vorgehen sowie durch den Einsatz 
moderner IT-Systeme und -Prüfverfahren soll das Steuer-
aufkommen optimiert werden, was nach dem Verständnis 
der Verantwortlichen leider nur allzu häufig mit maximiert 
gleichgesetzt wird.

Bei allem menschlichen Verständnis für Beamte, die täglich 
mit schweren Betrugsfällen zu tun haben und zwangsläufig ein 
verzerrtes Bild von ihren Steuerkunden bekommen müssen, 
muss betont werden, dass nur die nach den gesetzlich vorgege-
benen verfahrensrechtlichen Regeln richtige Abgabenerhebung 
das Ziel jedes behördlichen Handelns sein kann und darf. Mit 
Zielvorgaben, die – neben anderen Inhalten – auch finanzielle 
Zielgrößen umfassen, macht man es den handelnden Personen 
unnötig schwer, ihren gesetzlichen Auftrag zu erfüllen. Wenn 
das erzielte Mehrergebnis über die Höhe der Entlohnung und 
den Fortgang der Karriere entscheidet, darf man sich nicht wun-
dern, wenn die inhaltliche Richtigkeit in den Hintergrund tritt. 
Wenn im Finanzstrafbereich auch die Höhe der verhängten 
Strafen Gradmesser für den Erfolg sein soll, erheben sich darü-
ber hinaus ernste Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit.

Zu der oben erwähnten modernen Prüfungstechnik gehö-
ren Prüfverfahren, mit denen elektronisch geführte Aufzeich-
nungen nach mathematischen, statistischen und logischen Kri-

terien analysiert werden genauso, wie 
die Auswertung von öffentlich (z.B. 
im Internet) zugänglichen Informa-
tionen. Während im zweiten Fall die 
Unternehmen die Informationen in 
der Regel freiwillig (wenn vielleicht 
auch nicht bewusst oder gar gewollt) 
ins Netz stellen und der Finanzverwal-
tung frei Haus liefern, ergeben sich bei 
den elektronisch geführten Aufzeich-
nungen regelmäßig Streitfragen über 
Art und Umfang der zur Verfügung zu 
stellenden Daten. Die häufigsten Rei-
bungspunkte dabei sind:
} Abgrenzung gesetzlich zu führen-
der Aufzeichnungen von freiwillig 
geführten Aufzeichnungen und die 
Frage, inwieweit die letztgenannten 
elektronisch zu übermitteln sind;
} Abgrenzung von Grundaufzei ch -
nungen samt dazugehörigen Belegen, 
die vom § 131 BAO erfasst sind, zu 
den Geschäftspapieren und sonstigen 
Unterlagen, für die lediglich in § 132 
BAO bestimmt wird, dass sie sieben 
Jahre aufbewahrt werden sollen, so-
weit sie von Bedeutung für die Abga-

benerhebung sind;
} Frage, unter welchen Voraussetzungen aufgrund der Ergeb-

nisse von elektronischen Prüfverfahren eine Schätzung der 
Besteuerungsgrundlagen gemäß § 184 BAO zulässig ist.
Zwangsläufig prallten hier der Anspruch der Finanzver-

waltung auf möglichst umfassende Informationen und die 
Schutzinteressen der Abgabepflichtigen gegen allenfalls unbe-
rechtigte Steuervorschreibungen aufeinander.

Schließlich haben sich noch zwei weitere Reibungsflächen 
entwickelt, die das Verhältnis zwischen der Abgabenverwal-
tung und ihren Kunden angespannt werden lassen:
} Seit 1.1.2007 sind die KIAB-Teams in den Finanzämtern 

angesiedelt und nehmen neben ihren ursprünglichen 
Kernaufgaben, der Kontrolle illegaler Arbeitnehmer- (ins-
besondere Ausländer-)Beschäftigung, zunehmend auch ab-

gabenrechtliche Kontrollaufgaben war. Der Umstand, dass 
bei derart kombinierten Kontrollhandlungen unterschied-
lichste Verfahrensrechte zu beachten sind, stellt nicht nur 
die Unternehmer und Berater, sondern auch die Kontroll-
organe selbst vor manchmal nahezu unlösbare Probleme. 
Die Gefahr von Rechtsverletzungen steigt, das Unver-
ständnis und die Aufgeregtheit der Unternehmer auf der 
anderen Seite ist eine zwangsläufige Konsequenz daraus.

} Mit dem als Erlass herausgegebenen neuen Organisati-
onshandbuch der Finanzverwaltung, das unter anderem 
die viele Jahre geltende Dienstanweisung Betriebsprüfung 
außer Kraft gesetzt hat, wurde mit Traditionen im Prü-
fungsverfahren gebrochen. Das führt in Verbindung mit 
den beschriebenen Veränderungen zu einer weiteren Ver-
unsicherung der Abgabepflichtigen und ihrer Vertreter.

Letztlich wird durch die Neuorganisation der Groß-Be-
triebsprüfungen noch einmal an vertrauten Größen gerüttelt. 
In der momentanen Phase der allgemeinen Unsicherheit wird 
daraus vermutlich ein weiterer Störfaktor im Verhältnis zwi-
schen Finanzverwaltung und Abgabepflichtigen resultieren.

Was können wir tun? Als Parteienvertreter müssen wir uns 
mit den organisatorischen und rechtlichen Neuerungen inten-
siv befassen, um die Rechte unserer Klienten bestens wahr-
nehmen zu können. Durch ein sachlich korrektes und über-
zeugendes Auftreten werden wir Rechtswidrigkeiten bereits 
im Vorfeld abwehren können. Wo dies nicht gelingt, ist von 
Rechtsschutzmöglichkeiten Gebrauch zu machen. Die Ver-
treter der Abgabenverwaltung können wir nur ersuchen, mit 
Augenmaß zwischen schweren Betrugsfällen einerseits und 
der überwiegenden Zahl steuerehrlicher Abgabepflichtiger an-
dererseits zu unterscheiden. Dann werden wir in einem Jahr 
vielleicht „Abgabenbehördliche Prüfungs- und Kontrollmaß-
nahmen – kein Grund zur Aufregung“ schreiben können.    ■
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Letztlich wird durch die Neuorganisation der Groß-Betriebs-
prüfungen noch einmal an vertrauten Größen gerüttelt. In 
der momentanen Phase der allgemeinen Unsicherheit wird 
daraus vermutlich ein weiterer Störfaktor resultieren.



Frauennetzwerke 
Die Psychoanalytikerin Rotraud Perner über den Unterschied 
zwischen weiblichem und männlichem Führungsstil
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Steuerupdate 2008
ÖGWT- SEMINAR KOLLEGENINFO. „Alles 
Wichtige an einem Tag – mit diesem Kon-
zept haben wir voll ins Schwarze getroffen“, 
resümiert die für die Organisation verant-
wortliche Kollegin Eva Pernt. 

Das ist genau das, was die Kolleginnen und Kollegen 
für ihre tägliche Arbeit brauchen. Der Ansturm zum 

diesjährigen Steuerupdate 2008 am 3.12.2008 im Austria 
Center war dann doch weit größer als die geplanten 500 
Teilnehmer, sodass leider einige Teilnehmer keinen Tisch 
für die Arbeitsunterlagen zur Verfügung hatten. „Wegschi-
cken wollten wir auch niemand. Für das nächste Jahr ist ein 
noch größerer Saal reserviert“, verspricht Pernt.

Zusätzlicher Anreiz zu kommen waren sicherlich auch 
die von Kollege Karl Bruckner und Gunter Mayr vorgetra-
genen Eckpunkte der Steuerreform und des Konjunktur-
pakets 2009 des Regierungsprogramms der neuen großen 
Koalition. 

Nicht weniger intensiv waren dann die Ausführungen 
von Mayr und Bruckner zu den ertragsteuerlichen 
Änderungen 2008, die einerseits die Sicht der Finanzbe-
hörde und anderseits die Beraterseite vertraten. Wertvolle 
Informationen, welche Überlegungen hinter den aktuellen 
VwGH-Entscheidungen stecken, wurden von Univ.-Prof. 
HR Dr. Nikolaus Zorn geboten. Zum aktuellen Thema 

der Neuen Selbstständigenvorsorge berichtete 
Vorstandsdirektor Heinz Behacker, der im 
Namen der VBV auch als Hauptsponsor der Veranstaltung 
fungierte. Die Tipps zur Vermietung und Verpachtung von 
Keppert, das Umsatzsteuer-Update von unserem Tiroler 
Kollegen Schuchter und die aktuellen Tipps zur Lohnsteu-
er und Sozialversicherung von Höfle wurden durch die 
Ausführungen von GL Dkfm. Müller über die Reform der 
Großbetriebsprüfung und der strafrechtlichen Würdigung 
von Geschenkannahme durch Amtsträger abgerundet. Gut, 
dass dies alles auch in der Seminarunterlage nachzulesen ist.

Weitere Exemplare der Seminarunterlage können zum 
Preis von EUR 50,– netto inkl. Versandkosten unter  
eva@pernt.at bestellt werden.

Am 25. und 26. November 2008 
fanden als Höhepunkt eines 

einzigartigen Projekts zwischen der 
Universität Sao Paulo in Brasilien und 
dem Institut für Österreichisches und 
Internationales Steuerrecht simulierte 
Verhandlungen via Videokonferenz 
über ein neues Doppelbesteuerungs-
abkommen zwischen Brasilien und 
Österreich statt. Sowohl in Brasilien 
als auch in Österreich bereiteten sich Studierende intensiv 
auf diese Verhandlungen vor. Auf österreichischer Seite 
wurden die Studierenden von Prof. Helmut Loukota auf 
das große Ereignis vorbereitet. Da Loukota während seiner 
langjährigen Tätigkeit für das Finanzministerium unzählige 
Verhandlungen geleitet hat, war es eine Auszeichnung, 
dass er für dieses Projekt gewonnen werden konnte. Mit 
Engagement setzte er alles daran, das österreichische Team 
bestmöglich vorzubereiten. Die Verhandlungen selbst 

fanden im neuen Videokonferenzraum 
der WU statt. Durch die hervorra-
gende Unterstützung der Mitarbeiter 
des ZID funktionierte die Übertra-
gungstechnik reibungslos. Aufgrund 
der Unterschiede, die zwischen 
Österreich und Brasilien bestehen, 
gab es viele kontroverse Themen, die 
zwischen den Verhandlungsteams aus-
führlich diskutiert wurden. Besonders 

spannend wurden die Verhandlungen kurz vor Ende der 
Veranstaltung, da beide Teams versuchten Kompromisse 
zwischen den, in vielen Bereichen sehr unterschiedlichen, 
Standpunkten zu finden. Durch das Geschick der öster-
reichischen Verhandlungsleiterin und des brasilianischen 
Verhandlungsleiters ist das auch gelungen. Aufgrund des 
positiven Echos ist für das nächste Semester eine Neuaufla-
ge der simulierten DBA-Verhandlungen mit den Nieder-
landen (Universität Amsterdam) geplant.

„Wegschicken wollten wir niemanden!“ 
Erfolgreiches Steuerupdate 2008 durch 
die Vortragenden Karl Bruckner (links) 
und Gunter Mayr (rechts) und Nikolaus 
Zorn (oben Mitte). 

Reservieren Sie 
jetzt den nächsten 
Termin für das 
Frühjahrsseminar: 
19.5.2009, 9 bis 
18 Uhr, Austria 
Center Vienna; 
Wunschthema: Der 
endgültige Stand 
der Steuerreform 
2009 / GmbH und 
Gesellschafter-
Geschäftsführer
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Zwischen Brasilien und Österreich
WIEN. Studenten verhandeln neues Doppelbesteuerungsabkommen mit Brasilien

Ich vermute die Ursache dafür in den in Männergruppen 
üblichen steilen Hierarchien, die sich wiederum an militä-

rischen Strukturen orientieren: die Höchstrangigen sitzen im 
Bunker (oder stehen  in sicherer Entfernung anderswo vor dem 
Bildschirm, früher auf dem Feldherrenhügel), während den 
Niedrigrangigen die gefährlichste Dreckarbeit befohlen wird. 
Damit sie diese auch gehorsam ausführen, sollen ihnen die Ge-
fahren daher auch möglichst wenig bewusst sein, reflektierte 
Kommunikation untereinander ist daher nicht vorgesehen, 
wird sogar lächerlich gemacht und so möglicher Widerstand 
präventiv unterbunden. 

Helden denken nicht nach, sie handeln – egal welche ka-
tastrophalen Folgen andenkbar wären. Informationen werden 
daher nach Hierarchie dosiert und gefiltert und gläserne De-
cken und Wände verhindern direkte Kontaktnahmen unter 
Überspringung von Rangordnungen. Kritik wird quasi mit 
gelber oder roter Karte beantwortet. 

Demgegenüber legen Frauen – die „ewig Unzufriedenen“ 
sprich an Verbesserungen Interessierten – Wert auf sternför-
mige Organisationsstrukturen auf gleicher Ebene und damit 

auf die Möglichkeit informeller Kommunikation. Das wird 
leider oft als Tratschbedürfnis abgewertet, erhöht hingegen 
das Nachfragen, Mitdenken und Innovieren und liefert damit 
einen wesentlichen Impuls zur Motivation, Sinnfindung und 
Loyalität, wie Sally Helgesen in ihrem Buch „Frauen führen 
anders“ nachweisen konnte.

Die Ursache dafür kann in der traditionellen Fürsorge 
für Familienangehörige unterschiedlichsten Alters und un-
terschiedlichster Bedürfnisse gesehen werden – oder auch im 
subtileren Abschätzen von Negativfolgen für den Gruppenzu-
sammenhalt. Ein wesentlicher Unterschied im sogenannten 
weiblichen gegenüber männlichen Führungsstil liegt darin, 
dass Frauen stärker unter disharmonischem Betriebsklima lei-
den als Männer: Machtkämpfe sind Frauen eher unangenehm 
– sie empfinden Kampfsituationen wohl auch wegen mangeln-
dem Training als stressend; Männer hingegen lieben oft sogar 
schnelle Schlagabtausche oder langfristige Kriegsführungen, er-
leben dies als anregend bzw. ganz normal und verachten „Drü-
ckeberger“, die respektvollem Umgang hohen Wert zuweisen, 
als Schwächlinge. Dass sie aber mit – oft frappant pubertären 
Sparringspielen ähnelnden – Konkurrenzkämpfen nicht nur 
wertvolle Arbeitszeit, die Konzentrationsfähigkeit und damit 
auch die Gesundheit nicht nur der Angegriffenen, sondern 
auch der restlichen Belegschaft vermindern, kommt ihnen 
meist nicht in den Sinn – der persönliche Triumph zählt ihnen 
mehr als effiziente Zusammenarbeit.

Elke Dobner listet neben dem Verzicht auf „splendid iso-
lation“ in der Führungsetage zugunsten echten Interesses 

an der intellektuellen wie auch emotionalen Befindlichkeit 
der Mitarbeiterschaft die Wertschätzung von Kreativität und 
damit auch Selbstentwicklung auf. Dies entspricht auch den 
Feststellungen von Helgesen, dass Frauen im Gegensatz zu 
männlichen Führungskräften – welche bevorzugen, in einem 
ohne Unterbrechung durch zu arbeiten und Störungen ver-
abscheuen – kleine  Pausen fördern und Unterbrechungen als 
Möglichkeit sehen, anderen Interesse und Wertschätzung zu-
kommen zu lassen, sich auch Zeit für Aktivitäten nehmen, die 
nicht unmittelbar mit der aktuellen Arbeit zusammen hängen, 
dafür aber den Informationsfluss, Vernetzungsarbeit und da-
mit soziale Bindungen verstärken.

Aus einem salutogenetischen Blickwinkel betrachtet, wird 
dadurch sozialer Zusammenhalt – ein wichtiger Baustein ganz-
heitlich definierter Gesundheit – gefördert und damit auch ein 
nicht unwesentlicher Beitrag zur Öffentlichkeitsarbeit geleistet: 
psychisch unbelastete wie auch zufriedene Mitarbeiter/innen 
sind die besten Werbeträger. ■

Frauen führen anders
FRAUENNETZWERK. Über Unternehmenshierarchien, Organisationsstrukturen und 
weiblichen Führungsstil. Von Rotraud A. Perner
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„Ein wesentlicher Unterschied im sogenannten weib-
lichen gegenüber männlichen Führungsstil liegt darin, 

dass Frauen stärker unter disharmonischem Betriebskli-
ma leiden. Machtkämpfe sind Frauen unangenehmer.”
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Im Regierungsprogramm vom 23.11.2008 für die XXIV. 
Gesetzgebungsperiode ist eine Steuerreform – im Wesent-

lichen rückwirkend ab 1.1.2009 – mit folgenden Eckpunkten 
vorgesehen (Beschlussfassung im Parlament voraussichtlich 
vor Ostern 2009):

1. Lohn- und Einkommensteuertarif ab 2009
Mit der Tarifreform soll eine Entlastung aller Personen, die 
Lohn- und Einkommensteuer bezahlen – insbesondere des Mit-
telstandes – erfolgen. Die jährliche Einkommensteuertarifent-
lastung soll ein Volumen von rund EUR 2,2 Mrd. betragen.

Die Grenze, ab der für ein Einkommen Steuern bezahlt 
werden müssen, soll von EUR 10.000,– auf EUR 11.000,– 
angehoben werden. Für Arbeitnehmer und Pensionisten 
ergibt sich aufgrund von Absetzbeträgen ein höherer Wert. 
Durch die Erhöhung des Tariffreibetrages auf EUR 11.000,– 
werden rund 160.000 Kleinstverdiener aus der Steuerpflicht 
fallen, sodass ab 2009 insgesamt rund 2,7 Mio. von rund 6,5 
Mio. steuerlich registrierten Österreichern keine Lohn- und 
Einkommensteuer zahlen werden.

Weiters sollen die Einkommensteuersätze reduziert bzw. 
die Tarifstufen angehoben werden. Die maximale Steuerer-
sparnis beträgt EUR 1.350,– . Durch den Anstieg der SV-
Höchstbeitragsgrundlage in 2009 werden davon nur rund 
EUR 1.250,– übrig bleiben.

2. Erhöhter FBiG für alle betrieblichen Einkunfts- und 
Gewinnermittlungsarten ab 2010
Die Sechstelbegünstigung gemäß § 67 EStG ist derzeit nur 
Lohnsteuerpflichtigen zugänglich. Als Äquivalent für die 
einkommensteuerpflichtigen Unternehmer soll im Zuge der 
Steuerreform mit Wirksamkeit ab 2010 der Freibetrag für 
investierte Gewinne gemäß § 10 EStG (FBiG) von derzeit 
10% auf 13% erhöht und für alle betrieblichen Einkunfts- 
und Gewinnermittlungsarten zugänglich gemacht werden. 
Im Interesse der kleinen und mittleren Einkommen bei den 
Unternehmern soll für Gewinne bis EUR 30.000,–  die In-
vestitionsbedingung (vgl. § 10 Abs. 3 EStG) entfallen. Der 
FBiG wird in „Gewinnfreibetrag“ umbenannt.

Im Gegenzug soll die begünstigte Besteuerung für nicht 
entnommene Gewinne (§ 11a EStG) gestrichen werden.

Da nach dem Regierungsprogramm der FBiG (§ 10 
EStG) für alle betrieblichen Einkunfts- und Gewinnermitt-
lungsarten zugänglich gemacht werden soll, ist davon auszu-
gehen, dass auch die „Pauschalierer“ von dieser steuerlichen 
Begünstigung Gebrauch machen können. An den Gesetzge-
ber wird der Wunsch herangetragen, dass die Novellierung 
des § 10 EStG derart klar und eindeutig erfolgt, dass das 
BMF diese steuerlich attraktive gesetzliche Regelung nicht 
wieder in Form eines „Wartungserlasses“ in den EStR einzu-
schränken versucht.

 
3. Entlastung für Familien mit Kindern
Zur Entlastung von Familien mit Kindern sind folgende 
Maßnahmen mit einem jährlichen Volumen von rund 500 
Mio. Euro geplant:
} Einführung eines Kinderfreibetrags in Höhe von EUR 

220,–/Jahr/Kind. Der Freibetrag vermindert das zu ver-
steuernde Einkommen. Jene Person, die für ein Kind 
unterhaltspflichtig ist, darf den Kinderfreibetrag geltend 
machen. Machen diesen beide geltend, steht je Elternteil 
ein Freibetrag von 60% – also EUR 132,– – zu.

} Erhöhung der Kinderabsetzbeträge (KAB) von EUR 
50,90 auf EUR 58,40/Monat/Kind. Der Kinderabsetzbe-
trag wird monatlich als direkter Transfer ausbezahlt. Im 
Gegensatz zur Familienbeihilfe, welche 13 Mal zur Aus-
zahlung gelangt, wird der KAB nur 12 Mal ausbezahlt.

} Kinderbetreuungskosten (Krippen, Tagesmütter, Kinder-
mädchen, Kindergärten etc.) werden bis zum 10. Lebens-

jahr des Kindes bis zu EUR 2.300,– /Jahr/Kind absetzbar 
(vermindert das zu versteuernde Einkommen). Dieser 
maximale Absetzposten kann wahlweise von einem El-
ternteil oder aufgeteilt in Anspruch genommen werden. 
Die steuerliche Absetzbarkeit soll an qualitätsvolle Be-
treuungsangebote gebunden werden.

} Der Arbeitgeber kann für die Betreuung der Kinder sei-
ner Dienstnehmer (bis zum 10. Lebensjahr des Kindes 
der Dienstnehmer) EUR 500,– im Jahr bezahlen, ohne 
dass dieser Vorteil beim Dienstnehmer versteuert werden 
muss. Die Ausgaben des Arbeitgebers sind Betriebsausga-
ben. Kinderbetreuungskosten, die aus diesem Arbeitge-
berersatz bezahlt werden, können nicht als Kinderbetreu-
ungskosten steuerlich geltend gemacht werden.

4. Sonstige steuerliche Maßnahmen (Auswahl)
Weiters sind folgende steuerpolitische Maßnahmen geplant:
} Zur Konjunkturbelebung soll für Investitionen in be-

stimmte körperliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermö-
gens in den Jahren 2009 und 2010 eine 30%ige vorzeitige 
AfA eingeführt werden (Volumen 2009: 230 Mio. Euro, 
2010: 340 Mio. Euro);

} neue steuerliche Begünstigungen für freiwillige Mitarbei-

terbeteiligungen (wurde schon von der letzten Bundesre-
gierung mehrfach in Aussicht gestellt);

} Ausweitung und Vereinfachung der steuerlichen For-
schungsförderung (was angesichts von derzeit drei ver-
schiedenen steuerlichen Forschungsfreibeträgen bzw. ei-
ner Forschungsprämie wünschenswert wäre);

} Abschaffung der Werbeabgabe (wurde ebenfalls bereits 
mehrfach versprochen);

} verbesserte Bekämpfung des Steuerbetrugs (ein Dauer-
brenner in den letzten Regierungsprogrammen).

Das Steuerreformgesetz 2009 und das Konjunkturpaket 2009 
befinden sich derzeit in Begutachtung und sollen noch vor  
Ostern im Parlament beschlossen werden. Das Steuerreform-
gesetz 2009 soll rückwirkend ab 1.1.2009 in Kraft treten; 
Lohnsteuerzahler und Familien werden nach Inkrafttreten 
rückwirkend die erwarteten Steuergutschriften erhalten.  ■

Steuerreform 2009 – Highlights 
aus dem Regierungsprogramm
NEUERUNGEN. Die Steuerpläne der neuen Bundesregierung sehen u.a. eine Reform des 
Einkommensteuertarifs, einen attraktiveren FBiG und eine Entlastung für Familien mit Kindern vor. 
Von Hubert W. Fuchs
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 Grenzsteuersatz Grenzsteuersatz 
Einkommen ab 2009 2005 bis 2008
bis  11.000 (bisher  10.000) 0% 0%
über  11.000 (bisher  10.000)  
bis  25.000 (unverändert) 36,5% 38,333%
über  25.000 bis  60.000 (bisher  51.000) 43,2143% 43,596%
über  60.000 (bisher  51.000) 50% 50%

Einkommen Formel zur Berechnung der Einkommensteuer 2009
bis  11.000 Null
über  11.000 bis  25.000 (Einkommen – 11.000) x 36,5%
über  25.000 bis  60.000 (Einkommen – 25.000) x 43,2143% + 5.110
über  60.000 (Einkommen – 60.000) x 50% + 20.235

Information

Das Steuerreformgesetz 2009 und das Konjunkturpaket 
2009 befinden sich derzeit in Begutachtung und sollen 
noch vor Ostern im Parlament beschlossen werden.



ZUM AUTOR
Johann Alois 
Jeitler ist Berufs-
gruppenobmann 
der Bilanzbuch-
halter in der KWT 
j.jeitler@aon.at

Beim Verfassungsgerichtshof waren seit über einem Jahr 
Beschwerden von vier Kollegen anhängig, die sich ge-

gen Bestimmungen des Bilanzbuchhaltungsgesetzes und des 
novellierten Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes gerichtet ha-
ben.

Der Verfassungsgerichtshof hat eine Reihe von Anträgen 
zu einzelnen Beschwerdepunkten zurückgewiesen, also in-
haltlich gar nicht behandelt, weil die Bestimmungen nicht in 
die Rechtssphäre der Beschwerdeführer eingegriffen haben. 
Eine erneute Anfechtung ist dadurch theoretisch nicht aus-
geschlossen. Abgewiesen und somit inhaltlich entschieden 
wurde über die Beschwerden gegen die Bilanzierungsgren-
zen, Einschränkung der Vertretungsrechte der SBH und der 
Bilanzbuchhalter sowie das Provisionsverbot. 

Die Entscheidung hat unsere Berufsgruppe schwer ge-
troffen, da damit Verbesserungen für die selbstständige Aus-
übung unseres Berufes abgelehnt wurden. Natürlich nehmen 
wir diesen Rechtsspruch zur Kenntnis, ob aber Recht oder 
gar Gerechtigkeit damit verbunden ist, wird von vielen Bi-
lanzbuchhaltern bezweifelt.

Vor allem die Entscheidung bezüglich Bilanzierungs-
grenze – laut § 125 BAO (vor Strukturanpassungsgesetz) in 
der Höhe von EUR 363.364,17 – erscheint widersprüch-
lich. Schließlich sind BILANZBUCHHALTER für die 
BILANZIERUNG in unbegrenzter Höhe ausgebildet, ge-
prüft und staatlich bestellt. Geprüfte Qualität – in Form 
eines mündlichen und eines schriftlichen Prüfungsteiles mit 
zwei anspruchsvollen Klausurarbeiten – steht bei den Bi-
lanzbuchhaltern an oberster Stelle. Zum Beispiel wird laut 
Bilanzbuchhaltungsgesetz § 22 Abs. 4 das „Anfertigen von 
Jahresabschlüssen mit vollständiger und sachgerechter Er-

mittlung der einzelnen Bilanzansätze unter Berücksichtigung 
der verschiedenen Unternehmensformen, Berechnung und 
Bilanzierung von Geschäftsfällen im Anlagevermögen, Um-
laufvermögen, Rechnungsabgrenzungsposten, Eigenkapital, 
Rückstellungen, Verbindlichkeiten, Ermittlung einer steuer-
lichen „Mehr-Weniger-Rechnung“   geprüft.

Objektiv gesehen ist die Bilanzbuchhalterprüfung nach-
weislich eine hochwertige Fachprüfung, deren korrekte 
Durchführung durch die Prüfungskommission der Paritä-
tischen Kommission (Vorsitzende ist eine Steuerberaterin) 
und durch anerkannte Prüfer (diese sind mehrheitlich auch 
Steuerberaterprüfer) gewährleistet ist. Diese hohen Prü-
fungsstandards werden durch eine strenge Fortbildungsver-
pflichtung ergänzt. So werden jährlich mindestens 25 % un-
serer Berufsangehörigen von der Paritätischen Kommission 
Bilanzbuchhaltungsberufe (nach schriftlicher Aufforderung 
sind die detaillierten Unterlagen bis spätestens 31. März für 
das jeweilige Vorjahr vorzulegen) überprüft. Die Qualität 
unserer praktischen Berufsausübung wird auch zusätzlich 
dadurch belegt, dass bei  Durchsicht sämtlicher Schadens-
akten für 2008 und die Vorjahre kein einziger Schadensfall 
gefunden wurde, welcher von einem SBH oder einem Bi-
lanzbuchhalter verursacht wurde. 

Warum hat der Verfassungsgerichtshof trotzdem vor 
allem bei den Bilanzierungsgrenzen gegen die Bilanz-

buchhalter entschieden? Der Sprecher der Kollegen, welche 
die Beschwerden eingebracht haben, meint: „Somit ist unser 
Scheitern unserem eigenen Unvermögen bzw. den Mängeln 
der anwaltlichen Beratung zu verdanken.“ Ich persönlich bin 
überzeugt, dass ihr Einsatz mehr als gut gemeint war. Wei-
ters rufe ich zu einem gemeinsamen Neustart auf, um Chan-
cen in der Zukunft besser nutzen zu können. Abschließend 
möchte ich Ihnen noch die positive Entwicklung unserer Be-
rufsgruppe mitteilen. Bis 13. November 2008 wurden ins-
gesamt 2.346 Bilanzbuchhalter öffentlich bestellt. Die Kol-
legen entschieden sich für folgende Kammerzugehörigkeit: 
KWT 1.227 (52,31 %) und für die WKÖ 1.119 (47,69 %). 
In beiden Kammern überwiegen die Kolleginnen mit insge-
samt 64,78 % (in der KWT alleine genau 60 %). 

Als Berufsgruppenobmann hoffe ich, dass sich unsere 
Berufsgruppe – trotz Hemmnissen – weiter auf dem Markt 
etabliert und sich die Akzeptanz der Bilanzbuchhalter in der 
Kammer der Wirtschaftstreuhänder weiter verbessert.        ■

Der VfGh hat entschieden
SBH UND BIBU. Über Bilanzierungsgrenzen und  

Einschränkung der Vertretungsrechte. Von Johann Jeitler 
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Im Dezember 2008 hat das AFRAC als Reaktion auf die 
Finanzmarktkrise eine Stellungnahme zu aktuellen UGB-

Fragen der Bewertung von Finanzanlage- und Finanzumlauf-
vermögen veröffentlicht. 

1. Unterscheidung von aktiven und inaktiven Märkten
In einem aktiven Markt entspricht der beizulegende Zeitwert 
eines Wertpapiers dem  Börsenkurs oder Marktpreis. Liegt hin-
gegen ein inaktiver Markt vor, ist der beizulegende Zeitwert auf-
grund der Marktwerte seiner Bestandteile oder aus dem Markt-
wert eines gleichartigen Wertpapiers bzw., falls dies nicht möglich 
ist, anhand anerkannter Bewertungsmodelle und -methoden, zu 
ermitteln. Für einen inaktiven Markt können u.a. Indikatoren 
wie ein wesentlicher Einbruch des Handelsvolumens bzw. der 
Handelsaktivitäten oder starke Schwankungen bzw. die Nicht-
verfügbarkeit von Börsenkursen oder Marktpreisen sprechen. 

2. Voraussetzungen für die Umgliederung von 
Finanzanlage- bzw. Finanzumlaufvermögen
Die Zuordnung zum Finanzanlagevermögen setzt die dokumen-
tierte Absicht und die auf Basis des Gesamtbildes der Verhältnis-
se zu beurteilende Fähigkeit voraus, die Vermögensgegenstände 
dauerhaft zu halten. Die Zuordnung zum Finanzanlage- und 
Finanzumlaufvermögen ist zu jedem Abschlussstichtag neu zu 
überprüfen. Bei einer Änderung der ökonomischen und/oder 
rechtlichen Verhältnisse hat eine zeitnah zu dokumentierende 
Umgliederung zu erfolgen. 

3.  Heranziehung von Börsenkursen
Wenn Wertpapiere zum Börsenkurs zu bewerten sind und 
der Börsenkurs sich an einem aktiven Markt gebildet hat, ist 
grundsätzlich der Kurs am Abschlussstichtag heranzuziehen. 
Bei volatilen Kursen rund um den Abschlussstichtag kann ein 
Durchschnittskurs herangezogen werden. Liegt der Kurs am 
Abschlussstichtag über dem Kursniveau (z.B. aufgrund von 
„Ultimogeschäften“), ist eine Anpassung an den Durchschnitts-
kurs erforderlich. Die Frist für die Durchschnittsbildung soll 
zehn Börsetage (Schlusskurs an je fünf Börsetagen vor und nach 
dem Abschlussstichtag) nicht übersteigen. 

4. Voraussetzungen für eine dauerhafte Wertminderung 
Bei festverzinslichen Wertpapieren des Anlagevermögens mit 
fixem Einlösungsbetrag kann unterstellt werden, dass durch 
Marktzinsänderungen bedingte Kursrückgänge unter den Ein-

lösungskurs keine dauernde Wertminderung darstellen. Dem-
gegenüber stellen Kursrückgänge, die auf die Verschlechterung 
der Bonität des Emittenten (z.B. finanzielle Schwierigkeiten des 
Emittenten, Ausfall oder Verzögerung von Zins- oder Tilgungs-
zahlungen, Zugeständnisse des bilanzierenden Unternehmens 
an den Emittenten infolge wirtschaftlicher oder rechtlicher 
Gründe im Zusammenhang mit den finanziellen Schwierig-
keiten des Emittenten, die das bilanzierende Unternehmen 
ansonsten nicht machen würde) zurückzuführen sind, einen 
Indikator für eine voraussichtlich dauernde Wertminderung 
dar. Die Herabstufung des Bonitätsratings auf einen verschlech-
terten Investment Grade ist für sich genommen kein Indikator 
für eine dauernde Wertminderung. Demgegenüber stellt die 
Herabstufung in den Non Investment Grade-Bereich einen In-
dikator für eine voraussichtlich dauernde Wertminderung dar. 
Bei nicht „gerateten“ Wertpapieren ist auf die entsprechenden 
Markt-Creditspreads zur analogen Unterscheidung in Invest-
ment Grades und Non Investment Grades abzustellen.

Bei Aktien, Partizipationsscheinen und vergleichbaren Fi-
nanzinstrumenten des Anlagevermögens sind als weitere In-
dikatoren für eine voraussichtlich dauernde Wertminderung 
u.a. auch eine wesentliche Abnahme des Börsenkurses zum 
Abschlussstichtag und während der Werterhellungsfrist bzw. 
eine länger anhaltende Abnahme des Börsenkurses in der Zeit 
vor dem Abschlussstichtag maßgeblich. Ein Indikator für eine 
voraussichtlich dauernde Wertminderung ist anzunehmen, 
wenn der Börsenkurs in den letzten sechs Monaten vor dem 
Abschlussstichtag permanent um mehr als 20% oder in den 
letzten zwölf Monaten im Durchschnitt mehr als 10% unter 
dem Buchwert liegt. Notierte Schuldinstrumente mit eingebet-
teten Derivaten jeder Art, die im Vergleich zum Rahmenvertrag 
eine abweichende Risiko- und Ertragsstruktur aufweisen, sind 
nach den für Aktien genannten Indikatoren zu beurteilen. Ge-
nerell ist in Zusammenhang mit den vorstehenden Aspekten 
der Grundsatz der Bewertungstätigkeit zu beachten und sind 
teilweise umfangreiche Anhangangaben zu machen. ■

Gesamtbild der Verhältnisse
WIRTSCHAFTSPRÜFER. Auswirkungen der Finanzmarktkrise 

auf die Bilanzierung. Von Peter Bartos
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Bei Betrachtung des Verhältnisses 
aktiv zu ruhend überwiegen die KWT-
Angehörigen:  
 AKTIV RUHEND
WKÖ 49,77 % 50,23 %
KWT 75,46 % 24,54 %
GESAMT 63,21 % 36,79 %

Auch bei Aufteilung der aktiv gemeldeten 
Berufsangehörigen nach Geschlecht 
stellen die KWT-Mitglieder die Spitzen-
werte:   
 WEIBLICH MÄNNLICH
WKÖ/AKTIV 45,46 % 51,87 %
KWT/AKTIV 73,05 % 77,91 %

Information

Die Herabstufung des Bonitätsratings auf einen  
verschlechterten Investment Grade ist für sich  
genommen kein Indikator für eine voraussichtlich  
dauernde Wertminderung.
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Einige Studenten sind an mich herangetreten und wollten 
wissen, wie und wo sie herausfinden können, in welchen 

Kanzleien offene Stellen ausgeschrieben sind. Weiters wurde 
die Frage gestellt, welche Größe der Kanzlei „sinnvoll“ ist. 
Der Ablauf der Bewerbung und des Bewerbungsgesprächs 
war zumeist ein weiterer Punkt.

Nachfolgend möchte ich versuchen die wichtigsten Fragen 
zu beantworten und einige Tipps und Anregungen geben.

Wo finde ich offene Stellen?
Die Anzahl der Angebote für Berufsanwärter ist zurzeit au-
genscheinlich unbegrenzt. In den meisten Tageszeitungen 
finden sich Stellenangebote für Berufsanwärter bzw. Revisi-
onsassistenten. Auf den Homepages der jeweiligen Firmen 
sind die aktuellen offenen Stellen aufgelistet. Weiters sind auf 
den „Schwarzen Brettern“ der facheinschlägigen Institute an 
den Universitäten offene Stellen ausgeschrieben. Eine weitere 
Möglichkeit sind Personalvermittler. Diese sind zunehmend 
aktiv auf dem Markt und listen regelmäßig auf ihren Websei-
ten offene Stellen auf.  

Größe der Kanzlei und welche?
Wie in jeder Branche gibt es bei den Wirtschaftstreuhand-
kanzleien kleine, mittlere und große Unternehmen. Jede 
Kanzleigröße hat ihre Vor- und Nachteile. Hier ist vorweg zu 
sagen, diese Frage kann ich nicht beantworten, denn für jeden 
Berufsanwärter werden andere Aspekte relevant sein.

In einer kleineren Kanzlei ist der Kollegenkreis überschau-
bar und deshalb sind Kontakte leichter zu knüpfen. Bei den 
kleinen Kanzleien ist es hinsichtlich Spezialisierung unter-
schiedlich: Einige beschränken sich auf bestimmte Facht-
hemen, andere wiederum bearbeiten jedes Themengebiet. 
Bei einer großen Kanzlei sind zumeist die Steuerberatung 
und Wirtschaftsprüfung voneinander getrennt. Durch diese 
Trennung wird das Fachwissen auf beiden Gebieten besser 
gebündelt und Spezialisierungen sind dort obligat. 

Für all jene, die in der Wirtschaftsprüfung arbeiten möch-
ten, ist anzumerken, dass diese über kurz oder lang nur noch 

in mittelgroßen und großen Kanzleien möglich sein wird. 
Denn bedingt durch die gesetzlichen Vorgaben ist bei einigen 
Prüfungen eine interne Rotation verpflichtend und kleine 
Kanzleien haben nicht immer genügend Wirtschaftsprüfer 
für die erforderliche Rotation.

Bewerbungsunterlagen und Gespräch
Bei den Wirtschaftstreuhändern werden als Unterlagen ein 
Lebenslauf, vorhandene Diplomprüfungszeugnisse/Bachelor-
zeugnisse und aktuelle Prüfungsnachweise verlangt. Eventuell 
vorhandene Dienstzeugnisse sowie Nachweise für berufsrele-
vante Fähigkeiten können und sollen auch beigefügt werden.

Die meisten Unternehmen schreiben etwas über den Ab-
lauf der Bewerbung auf ihre Homepage. Es empfiehlt sich, 
dort nachzulesen, welche Vorgehensweise gewünscht ist. An-
sonsten einfach direkt nachfragen – das zeigt echtes Interesse. 

Um sich auf die Gespräche vorzubreiten, kann ich emp-
fehlen sich selber zu fragen: Was erwarte ich mir von diesem 
Job? Wo sehe ich mich selber in ein paar Jahren?

Aktive Fragen werden während des Gesprächs erwartet. 
Ein paar Anregungen hierfür wären: Was erwartet mich im 
ersten Jahr? Wie sieht das Team/die Abteilung aus, wo werde 
ich eingesetzt? Wie sieht der Ausbildungsweg in dieser Kanz-
lei aus? Wie wird die Ausbildung unterstützt (Kurse in der 
eigenen Kanzlei, Kurse an der Akademie der Wirtschaftstreu-
händer)? In dieser Hinsicht: Alles Gute für das Bewerbungs-
gespräch! ■
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Alles Gute!
BERUFSANWÄRTER. Tipps und Anregungen für die Bewerbung 

bei einer Kanzlei. Von Eva-Maria Graf

„Um sich auf die Gespräche vorzubereiten, kann ich emp-
fehlen, sich selber zu fragen: Was erwarte ich mir von die-

sem Job? Wo sehe ich mich selber in ein paar Jahren?“
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Unter Finanzminister Grasser war sie schon ein Diskus-
sionsthema, im Regierungsprogramm vom November 

2008 stand kein Wort darüber, und jetzt – im Jahr 2009 
– dürfte sie plötzlich Realität werden: Die Erweiterung der 
steuerlichen Absetzbarkeit von Spenden, die mit der Steuer-
reform 2009 eingeführt werden soll! Umgesetzt soll sie in der 
Form werden, dass die bisherige Spendenregelung der §§ 4 
Abs. 4 Z 5 und 6 sowie 18 Abs. 1 Z 7 EStG, wonach Spen-
den an bestimmte im Gesetz angeführte Organisationen im 
Ausmaß von bis zu 10 Prozent des Vorjahresgewinnes bzw. 
Vorjahreseinkommens als Betriebsausgabe bzw. Sonderaus-
gabe steuerlich abgesetzt werden können, ergänzt wird. Nach 
geltender Rechtslage sind vor allem Spenden an öffentliche 
Institutionen (wie Universitäten, For-
schungsförderungsfonds, Museen, 
Nationalbibliothek, Bundesdenk-
malamt etc.), an Behindertensport-
Dachverbände sowie an ca. 400 mit 
Forschungs- und Lehraufgaben für 
die österreichische Wissenschaft oder 
Wirtschaft befasste Institutionen (ins-
besondere Vereine), die jährlich in 
einer Liste des BMF veröffentlicht 
werden, steuerlich begünstigt.

Neu hinzukommen sollen ab 2009 vor allem Spenden an 
mildtätige Organisationen im In- und Ausland (etwa Rotes 
Kreuz, Caritas, SOS-Kinderdörfer und dgl.) sowie für Ent-
wicklungshilfeprojekte. Mildtätige Zwecke sind laut Bun-
desabgabenordnung wohltätige Zwecke, die darauf gerichtet 
sind, hilfsbedürftige Personen zu unterstützen.

Bei aller Hochachtung für die Aktivitäten der neu be-
günstigten mildtätigen und sonstigen Institutionen sowie 
bei aller Überzeugung, dass diese von der öffentlichen Hand 
unterstützt werden sollen: Ich persönlich stehe der geplanten 
Erweiterung der steuerlichen Absetzbarkeit von Spenden aus 
mehreren Gründen mit Skepsis gegenüber. Schon im Vor-
feld hat sich gezeigt, dass es, auch politisch, schwierig ist, aus 
der Fülle der Organisationen die begünstigungswürdigen 
Spendenempfänger herauszufiltern. Sollen auch Umwelt-
schutz- und Tierschutzvereine, gemeinnützige Wander-, Ge-
sangs- und Blasmusikvereine dazugehören? Alles berechtigte 
Anliegen! Und wer immer hier eine Auswahl und damit eine 
Einschränkung vornimmt, schafft sich zwangsläufig Kritiker, 
wenn nicht sogar Feinde. Es wundert daher nicht, dass schon 

vor der Veröffentlichung eines konkreten Gesetzesentwurfes 
eine VfGH-Beschwerde gegen die neue Spendenregelung an-
gekündigt wurde! Die steuerliche Absetzbarkeit von Spenden 
führt dazu, dass ein Steuerpflichtiger mit einer Progression 
von z.B. 50 Prozent nur mehr die Hälfte seiner Spende selbst 
tragen muss. Die andere Hälfte zahlt zwangsweise der Staat 
zulasten des Steueraufkommens, und zwar ohne dass der 
Staat oder wir Steuerzahler Einfluss auf die Notwendigkeit 
und Sinnhaftigkeit der Spende haben! 

Im Gegensatz zu den Spendenorganisationen glaube ich 
nicht, dass ab 2009 wegen der steuerlichen Absetzbarkeit si-
gnifikant mehr gespendet wird! Wer bisher in Weihnachts-
stimmung bei „Licht ins Dunkel“ EUR 100,– gespendet 

hat, wird ab 2009 trotz einer Steu-
erersparnis von 50 Prozent nicht das 
Doppelte spenden. Vielmehr wird 
sich der Spender/die Spenderin im 
Folgejahr freuen, wenn es für die 
Spende vom Finanzminister 50 Euro 
Steuerrückvergütung gibt! Die Mit-
nahmeeffekte werden groß, die Wir-
kung auf das Spendenaufkommen 
gering sein.

Nachdem Österreicher als spendenfreudig gelten, wird 
die Absetzbarkeit von Spenden zu einem Anstieg der 

Steuerveranlagungen und damit zu einem erheblichen zusätz-
lichen Verwaltungsaufwand führen. Wie man erahnen kann, 
wird für die Umsetzung der neuen Regelung angesichts der 
Komplexität des Themas sicher auch ein dicker Erlass not-
wendig sein: Denn man wird klären müssen, wie etwa Sach-
spenden zu behandeln sind, welche Belege bzw. elektronische 
Meldungen die Sternsinger und die mildtätigen vorweih-
nachtlichen Punschstände für die Spendenabsetzbarkeit zu 
erstellen haben und unter welchen Bedingungen eine Orga-
nisation als spendenbegünstigt anerkannt wird. Mit den not-
wendigen Umsetzungs- und Prüfungsmaßnahmen werden 
daher viele (neue?) Finanzbeamte beschäftigt sein. Vielleicht 
eine Möglichkeit, den angesichts der Krise zu erwartenden 
Anstieg der Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. Vielleicht wäre 
es aber doch effizienter (und gerechter) gewesen, den für die 
Spendenregelung kalkulierten Steuerausfall in eine stärkere 
Tarifsenkung oder in die seit langem geforderte Abschaffung 
der Kredit- und Mietvertragsgebühren zu investieren.        ■

ZUM AUTOR
Karl E. Bruckner 
ist Vorsitzender 
des Fachsenats 
für Steuerrecht
bruckner@bdo.at

Der Staat als 
Zwangsspender? 

KARL E. BRUCKNER über die Absetzbarkeit von Spenden. 
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NEUE PRODUKTE, SERVICES UND TRENDS. VON KARIN POLLACK

„Vielleicht wäre es aber  
effizienter und auch gerechter 

gewesen, den für die  
Spendenregelung kalkulierten 

Steuerausfall in eine 
stärkere Tarifsenkung zu 

investieren.“

1/2009 1/2009

Spiegel-Reflex
ACCESSOIRE. Der Handy-Accessoire-Her steller 

Parrot präsentiert Bilderrahmen für 
Handy-Fotos. 

Fotos am Handy sind weniger schön als Fotos am Schreibtisch. 
Und damit die digitalen Bilder überhaupt in einen Rahmen kommen können, hat 
der französische Konzern Parrot ein entsprechendes Gerät erfunden. Der Bilderrah-
men Parrot Specchio hat Platz für 1.500 Bilder, die per Bluetooth, W-LAN oder per 
E-Mail (der Rahmen hat eine eigene Adresse) dorthin geschickt werden. Schaltet man 
das Gerät aus, wird der Rahmen zum Spiegel. Preis: EUR 350,–

Bunt hören
MUSIK. Die Edelmarke Bang & 
Olufsen präsentiert qualitativ 
hochwertige Kopfhörer in bun-
ten Farben.

Mit Musik lässt sich Stress abbauen. 
Wer Wert auf gute Klangqualität legt, 
sollte überprüfen, wie hochwertig seine 
Ohrenstöpsel an i-Pod & Co wirklich 
sind. Die dänische Nobelmarke B&O 
arbeitet an Klangqualität für unterwegs 
oder fürs Büro. Die Kopfhörer in Grün, 
Gelb, Orange und Weiß sind federleicht 
und passen sich an jedes Ohr an. Sie 
sind aus Aluminium und wurden gerade 
unlängst von den Redakteuren des BBC 
Music Magazines zu den besten Kopfhö-
rern gekürt. Geschmalzen ist dann auch 
der Preis: EUR 160,– im ausgewählten 
Fachhandel.

Über 
Brücken
ZUBEHÖR. Die Arc Mouse von 
Microsoft lässt sich zusammenklappen 
und damit gut transportieren.

Auch Mäuse können stylish sein. Als Eingabe-
geräte für Computer fördern sie ergonomisches 
Arbeiten. Wer etwa unterwegs in einem Kaffeehaus 
via Wireless LAN mit seinem Laptop arbeiten will 
und dabei lieber eine Maus als das Trackpad vom 
Notebook verwendet, zieht die zusammengeklappte 
Arc Mouse von Microsoft aus der Tasche und hat es 
beim Surfen bequem. Fast könnte man sogar sagen, 
das sichelförmige Objekt ist ein Blickfang, es gibt 
sie in schwarz oder neu ab Februar in rot. Die Arc 
Mouse funktioniert kabellos per Funk. Preis: ab 
EUR 40,– im Internet

Sicher tragen
AKTION. Die Business-Notebooks Satellite Pro von Toshiba 
kommen mit einjähriger Displaybruchversicherung.

Es kann einfach einmal passieren: Aus Unachtsamkeit fällt das Notebook 
beim Herumtragen auf den Boden. Kaputt ist dann meistens das Display 
und insofern auch der gesamte Computer. Toshiba reagiert darauf mit einer 
Displaybruchversicherung für Geräte, die noch bis zum 31. März gekauft 
werden. Ein Jahr lang ist der 15-Zoll-Bildschirm dann sicher. Die inneren 
Werte für Toshibas Satellite Pro L300-19R können sich ebenfalls sehen 
lassen: Ein Intel Pentium Prozessor Dual Core, 2 GB 
Arbeitsspeicher und W-LAN. Die Software kann sich 
jeder selbst aussuchen: entweder Windows Vista oder 
Windows XP Professional. Preis: EUR 650,–

Grün diktieren
DIKTAT. Die Neuauflage von Philips 
Digital Pocket Memo 9600 setzt auf 
Umweltverträglichkeit: In Produktion, 
Nutzung und Recycling.

Wer sich in Zeiten zunehmenden Umweltbe-
wusstseins für grüne Technologie entscheidet, 
setzt Zeichen. Wie ein Diktiergerät ökologisch 
verträglich sein kann? Zum einen hat Philips bei 
der Herstellung höchste Sorgfalt auf umweltscho-
nende Verfahren und Komponenten gelegt, zum 
anderen versucht man mit einer 
bereits mitgelieferten Dockingsta-
tion Konsumenten zum Verwen-
den wiederaufladbarer Batterien 
zu motivieren. Zudem garantiert 
das Unternehmen auch einen ver-
antwortungsvollen Umgang mit 
Elektronikmüll. Konsumenten 
können also mit Philips ein gutes 
Gefühl haben, vor allem dann, 
wenn im gesamten Büro elektro-
nische Diktierlösungen etabliert 
sind. Preis: 499,– 
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pauschale, Pflegegeld usw. Außerdem: 
Alle Änderungen im Zusammenhang 
mit Bonusmeilen, Reisekosten, Aus-
landseinkünften, Pflegeversicherung, 
Negativsteuer, Pendlerzuschlag sowie 
dem neuen Vorsorgemodell für Un-
ternehmer. Und: Änderungen durch 
das neue Schenkungsmeldegesetz nach 
der Abschaffung von Erbschafts- und 
Schenkungssteuerbestimmungen 
durch den Verfassungsgerichtshof.  
Fischmeister/Kwauka/Mörtl, 
Steuertipps 2009, MANZ 2009. 
342 Seiten. Br., EUR 24,80
ISBN 978-3-214-18769-9

Steuern Sie schon?
Ratgeber zum 

 Kanzleimanagement

Dieser Ratgeber von einem der 
renommiertesten Kanzleimanage-
ment-Experten hilft dabei, die 
eigenen Führungsqualitäten Schritt 
für Schritt zu verbessern und die 
Kanzlei wie ein erfolgreiches Unter-
nehmen zu führen. Dazu erteilt der 
Autor hundert konkrete praktische 
Ratschläge, die sich direkt nach der 
Lektüre umsetzen lassen: Wie kann 
ich die Unternehmenskultur meiner 
Kanzlei verändern? Wie realisiere 
ich einen Marketingplan ohne einen 
Marketingexperten? Wie kann man 
Kunden in Zukunft noch begeistern? 
Wie kann ich als Junior-Partner 
meine Modernisierungsvorschläge 
durchsetzen? Die Tipps in Form von 
Interviews basieren auf realen Pro-
blemstellungen, mit denen der Autor 
bei seinen Beratungen und Work-
shops regelmäßig konfrontiert ist und 
beschäftigen sich mit Fragestellungen 
zu Kanzleimanagement, Strategie, 
Mitarbeiterführung und Marketing. 

Ein weiterer Buchteil mit dem Titel 
„Management ist mehr“ behandelt 
Themen jenseits des Alltagsgeschäfts, 
z.B. zur Unternehmenskultur.
Gunther Hübner, Rudern Sie noch 
oder steuern Sie schon? Kanzlei-
management auf den Punkt 
gebracht, Linde Verlag 1. Auflage 
2009 206 Seiten, kart., EUR (A) 69,–
ISBN 978-3-7073-1453-3 

Komplette 
Steuerreform

Steuer-Berater 2009

Der „Steuer-Berater 2009“, herausge-
geben von den renommierten Steuer-
experten Karl Bruckner und Margit 
Widinski, ist mit rund 800 Seiten 
der Klassiker unter den populären 
Steuerratgebern und ist auch bei allen 
Steuerberatern und ihren Mitarbei-
tern sehr beliebt. Er erscheint diesmal 
erst Ende Februar 2009, enthält dafür 
aber bereits die komplette Steuerre-
form 2009 samt Konjunkturpaket 
mit Stand 10.2.2009 (Basis Regie-
rungsvorlage). Weiters sind folgende 
Themen in der Auflage 2009 neu 
enthalten:
} Ende der Erbschafts- und Schenk-

ungssteuer und neue Meldepflicht 
für Schenkungen;

} die neue Stiftungsbesteuerung; 
} Neuerungen bei Vermietung und 

Verpachtung und bei der Grund-
erwerbssteuer;

} sonstige gesetzliche Änderungen, 
Judikatur und Verwaltungspraxis

Ein „Must“ für alle, die mit Steuern
beruflich oder privat zu tun haben!
Karl E. Bruckner, Margit Widinski, 
Steuer-Berater 2009, Linde Verlag  
780 Seiten, geb., EUR (A) 54,– 
ISBN 978-3-7073-1436-6 

Gesellschaftsrecht 
In systematischer  
Aufbereitung 

 
AG, GmbH & Co (KG) stehen 
im Mittelpunkt Ihres beruflichen 
Alltags. Personengesellschaften (Ges-
BR, OG, KG, EWIV, Stille Gesell-
schaft), Kapitalgesellschaften (AG, 
SE, GmbH) sowie Genossenschaft, 
Verein, Privatstiftung und Sparkasse 
und das alles in systematischer Aufbe-
reitung.

Das ergibt sich Ihr entscheiden-
der Wissensvorsprung. Das Buch ist 
topaktuell und enthält die komplette 
geltende Rechtslage auf dem Stand 
November 2008. PLUS: die bevor-
stehenden Änderungen durch das 
Aktienrechts-Änderungsgesetz 2009 
(auf Basis der dadurch umgesetzten 
EU-Aktionärsrechte-Richtlinie und 
des bereits vorliegenden Begut-
achtungsentwurfes). Hier wird das  
Expertenwissen dreier Lehrstühle für 
Zivil- und Unternehmensrecht in 
einem Buch vereint.
Kalss/Nowotny/Schauer, 
Österreichisches Gesellschafts-
recht,  MANZ 2008. XXXVIII, 
1402 Seiten, Ln. EUR 268,– 
ISBN 978-3-214-15246-8

Steuern sparen!
Für Dienstnehmer und  

 Selbstständige

Die wertvolle Hilfe für Dienstnehmer 
und Selbstständige, bereits in 8. Aufla-
ge. Hier finden Sie alle Ratschläge und 
Tipps zu Arbeitnehmerveranlagung 
und Einkommen, wie funktioniert die 
Besserstellung von Familien durch Er-
höhung von Kindergeldern, Pendler-

BUCHNEUERSCHEINUNGEN UND AKTUELLE FACHLITERATUR FÜR DEN TÄGLICHEN GEBRAUCH

1/2009

Neu: Die ERSTE
österreichische Zeitschrift für
Liegenschaftsbewertung! 

Schwerpunkt – Topthemen auf den Punkt
gebracht (Heft 1: ÖNORM B1802-2)

Befund & Gutachten – Echtbeispiele mit
Lösungen, die Sie weiter bringen

Preis & Markt – aktuelle Richtwerte und der
VPI, Tendenzen im Ausland, Mietniveau und
Trends

Entscheidungen kompakt – die maßgeschnei-
derte Rechtsprechungsübersicht zur sicheren
Bewertung

Im Fokus – Für und Wider zu Themen, die in
der Praxis „brennen“

Finanzieren & Investieren – die Informationen
für bestmöglichen Ertrag 

Fragen & Antworten – auf alles, was Sie wis-
sen sollten. 

Nutzen Sie das

Einführungsangebot und

bestellen Sie jetzt Ihr

Probeheft zur Ansicht!

Besonders nützlich für:
Immobilienverwalter, Makler, Sachverständige,
Banken, Rechtsanwälte, Steuerberater,
Unternehmensberater, Investoren

Die Top-Experten:
Schriftleitung: Heimo Kranewitter
Redaktion: Michael Ehlmaier, Karin Fuhrmann,
Christoph Kothbauer, Christian Lenoble, Martin
Roth, Jürgen Schiller, Patrick Walch

Rufen Sie uns an, wir beraten Sie gerne!
Tel: 01/531 61-100, Fax: 01/531 61-455, 
E-Mail an bestellen@manz.at
MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, 
Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w I HG Wien
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Seit der Arbeitszeitgesetznovelle 2007 ist die Verpflichtung 
zur Führung von Arbeitszeitaufzeichnungen aufgrund der 

Verschärfung der Strafbestimmungen mehr ins Blickfeld der 
Praxis getreten. Die Aufzeichnungspflichten sind nicht nur für 
den Bereich des Arbeitsrechts von Bedeutung, sondern sie die-
nen auch gegenüber den Abgabenbehörden als Nachweis für die 
entsprechende Berücksichtigung von Steuerbegünstigungen.

Aufzeichnungspflicht
Die Bestimmung, welche die Aufzeichnungspflicht festlegt, fin-
det sich in § 26 AZG (Arbeitszeitgesetz). Demnach hat der Ar-
beitgeber für die Überwachung der gesetzlichen Bestimmungen 
in der Betriebsstätte Aufzeichnungen über die geleisteten Ar-
beitsstunden zu führen. Für jeden Arbeitnehmer muss der Be-
ginn und das Ende der Arbeitszeit jedes Arbeitstages schriftlich 
aufgezeichnet werden. Das gleiche gilt für Beginn und Ende der 
Ruhepausen. Dies ermöglicht den zuständigen Behörden, die 
Einhaltung der gesetzlichen Erfordernisse zu überprüfen. Diese 
Aufzeichnungen müssen nicht zwangsläufig manuell erfolgen, 
sondern es können auch automationsgestützte Aufzeichnungs-
systeme herangezogen werden.

Durch Vereinbarung mit dem Arbeitnehmer kann die 
Aufzeichnungspflicht vom Arbeitgeber auf den Arbeitnehmer 
übertragen werden. Auch in diesem Fall ist der Arbeitgeber an-
gehalten, den Arbeitnehmer hinsichtlich der Aufzeichnungen 
anzuleiten und zu kontrollieren. Selbst wenn der Arbeitgeber 
die Aufzeichnungspflicht auf den Arbeitnehmer übertragen hat, 

kann jener bei Verstößen zur Verantwortung gezogen werden.
Besondere Bestimmungen sieht das AZG für Außendienstmit-
arbeiter vor. Für diese Arbeitnehmer sind Aufzeichnungen über 
die Dauer der Tagesarbeitszeit zu führen. Auch in diesem Fall 
trifft den Arbeitgeber eine Anleitungs- und Kontrollpflicht.

Arbeitzeitmodelle
Sind in einem Betrieb fixe Arbeitszeitgrenzen festgelegt, so ent-
bindet diese Zeiteinteilung den Arbeitgeber nicht von seiner 
Aufzeichnungspflicht. Auch in diesen Fällen müssen für jeden 
einzelnen Arbeitnehmer die geleisteten Arbeitsstunden aufge-
zeichnet werden. Bei Arbeitszeitmodellen, die einen Durchrech-
nungszeitraum beinhalten, muss zusätzlich der Beginn und die 
Dauer des Durchrechnungszeitraums festgehalten werden.

Bei Gleitzeit müssen der Beginn und das Ende der täglichen 
Arbeitszeit sowie der Beginn und das Ende der Gleitzeitperiode – 
also jener Zeitraum, innerhalb dem der Arbeitnehmer Gut- oder 
Minusstunden aufbauen kann, welche am Ende der Gleitzeitpe-
riode entweder ausbezahlt oder in die nächste Gleitzeitperiode 
übertragen werden können – aufgezeichnet werden. Gerade in 
Fällen, in denen der Arbeitnehmer Beginn und Ende seiner Ar-
beitszeit frei einteilen kann, empfiehlt sich eine Vereinbarung, 
nach welcher der Arbeitnehmer die Aufzeichnungen führt.

Die Aufzeichnungspflicht gilt auch für Arbeitnehmer, wel-
che in ihren Verträgen eine Überstundenpauschale oder ein 
All-Inclusive-Gehalt vereinbart haben. Lediglich für leitende 
Angestellte, denen maßgebliche Führungsaufgaben selbstver-
antwortlich übertragen worden sind, ist das Arbeitszeitgesetz 
und damit auch die Aufzeichnungspflicht nicht anzuwenden. 
In Anbetracht der auch im Bereich des Abgabenrechts bestehen-
den Nachweispflicht ist es jedoch ratsam, auch für diese Mitar-
beiter Aufzeichnungen zu führen.

Bei Verstößen drohen Strafen
Ein Verstoß gegen die Aufzeichnungspflichten wird grundsätz-
lich mit einer Verwaltungsstrafe sanktioniert, wobei sich die 
Strafdrohung gegen natürliche Personen richtet (Geschäfts-
führer, Vorstände). Der Strafrahmen beträgt bei Verstößen 
gegen die Aufzeichnungspflicht zwischen EUR 72,– und EUR 
1.815,–.

Nicht vorhandene oder fehlerhafte Aufzeichnungen können 
auch zu Nachzahlungen an die Abgabenbehörden führen bzw. 
kann die Lohnsteuerbegünstigung für Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeit verloren gehen. ■

Im Visier der 
Abgabenbehörden  

SATIRE. Über Arbeitszeitaufzeichnungspflicht und Arbeitszeitmodelle.
Von Christian Wesener

ZUM AUTOR
Dr. Christian 
Wesener ist 
Arbeitsrechts-
Experte in der 
Kanzlei Hübner & 
Hübner in Wien
wesener@huebner.at

Die derzeitige Situation bei der Ahn-
dung von Bilanzdelikten ist äußerst 

unbefriedigend und bedarf einer Kon-
kretisierung bzw. Verschärfung. So Es ist 
unverständlich, dass unrichtige Jahres-
abschlüsse nur bei bestimmten Rechts-
formen (AG, GmbH, SE, Privatstiftung, 
Genossenschaft sowie Versicherungsver-
ein auf Gegenseitigkeit) pönalisiert sind. 
Selbst verdeckte Kapitalgesellschaften 
(z.B. GmbH & Co KG), englische Li-
miteds, Vereine, OG, KG, Einzelunter-
nehmer, EWIV etc. können ungestraft 
unrichtige Jahresabschlüsse erstellen. 
Dies ist eine Folge der verfehlten Syste-

matik der bezughabenden Strafnormen (in den einzelnen Ma-
teriengesetzen). Systematisch richtig wäre die Positionierung der 
Strafdrohung für unrichtige Jahresabschlüsse im UGB (so wie 
in der BRD gegeben). Damit könnte man erreichen, dass alle 
Jahresabschlüsse, die nach den Bestimmungen des UGB zu er-
stellen sind, pönalisiert sind (unabhängig von der Rechtsform). 

Ferner ist die derzeitige Höhe der Strafdrohung mit einem 
Jahr (bei Privatstiftungen zwei Jahre) im Vergleich mit den 
USA (20 Jahre) und der BRD (drei Jahre) unverhältnismäßig 
niedrig. Sie hat weder eine spezial- noch eine generalpräven-
tive Wirkung. Die geringe Strafdrohung bringt in der Praxis 
auch Probleme bei der Strafverfolgung mit sich, da bei einer 
derart geringen Strafdrohung die Verjährungsfrist nur drei 
Jahre beträgt. Bilanzdelikte werden naturgemäß erst mit ge-
höriger Verspätung aufgedeckt. Zumindest die deutsche Re-
gelung sollte Vorbild sein. Die dortige Strafdrohung mit drei 
Jahren ist zwar auf den ersten Blick deutlich schärfer, es gibt 
aber eine Abstufung hinsichtlich des Grades der Unrichtigkeit 
des Jahresabschlusses. 

„Kleine“ Unrichtigkeiten des Jahresabschlusses (wie z.B. Ver-
letzungen der Gliederungs-, Ausweis- oder Anhangvorschriften 
des dHGB) werden mit einem (vom Firmenbuch zu verhän-
genden) Bußgeld (bis maximal EUR 50.000,–) geahndet. Nur 
„grobe“ Unrichtigkeiten eines Jahresabschlusses sind von der 
dreijährigen Strafdrohung erfasst. Jedenfalls sollte die Strafdro-
hung für vorsätzlich unrichtige Auskünfte an den Abschlussprü-
fer (oder auch für vorsätzliche Verschweigung wesentlicher Um-
stände) auf drei Jahre angehoben werden, damit zumindest in 
diesem Bereich eine generalpräventive Wirkung erzielt wird.

Diskussionswürdig ist, warum Bi-
lanzdelikte in Abhängigkeit von 

der Rechtsform unterschiedlich sank-
tioniert sind. Interessant ist, dass es 
noch gar nicht lange her ist, dass der 
Strafrahmen der § 255 AktG und  
§ 122 GmbHG halbiert (!) wurde. Nun 
werden aber aus offensichtlichen Grün-
den Pläne gewälzt, den Strafrahmen 
wesentlich zu verschärfen. Ein Blick in 
die Kriminalitätsstatistik 2000 bis 2005 

zeigt, dass keine einzige Verurteilung nach 
§ 255 AktG zu finden ist und die Anzahl 
der Verurteilungen mit 14 Fällen über-
schaubar ist. In Anbetracht dessen stellt 

sich ernsthaft die Frage, ob eine Verschärfung der Sanktionen 
wirklich Not tut. Wurde doch in mehreren Untersuchungen 
nachgewiesen, dass die Strafhöhe für die Prävention nicht unbe-
dingt ausschlaggebend ist.

Nicht nur, dass die Bedeutung der Bilanzdelikte bislang 
eher vernachlässigbar war, sind sie alle im Vergleich zu ande-
ren Straftatbeständen relativ unbestimmt und auch die dadurch 
geschützten Rechtsgüter vielfältig und nur schwer zu erfassen. 
Diese reichen von den eher abstrakten Grundsätzen der ord-
nungsmäßigen Buchführung, der Bilanzwahrheit bzw. -klarheit 
bis hin zu den materiell bedeutsamen Interessen des Gläubiger-
schutzes bzw. Schutz des Kapitalmarktes. Eine unrichtige Bilanz 
ist für sich alleine nicht wirklich gefährlich. Dies wird sie erst, 
wenn sie zu bestimmten Zwecken wie Betrug, Gläubiger- oder 
Anlegerschädigung eingesetzt wird, womit es fast immer zu ei-
ner Verletzung weiterer Rechtsgüter kommt. Bilanzdelikte sind 
daher häufig Vorbereitungsdelikte für andere Taten. Das Laden 
einer Waffe stellt aber auch keine strafrechtlich sanktionierte 
Vorbereitungshandlung dar. Weiters kennzeichnet Bilanzde-
likte ein höchst inhomogener potenzieller Täterkreis: Bei Vor-
ständen, Aufsichtsräten und Wirtschaftstreuhändern (sei es als 
Bilanzersteller oder Abschlussprüfer) kommt dennoch derselbe 
Strafrahmen zur Anwendung. Eine verstärkte Differenzierung 
in Abhängigkeit von der Verantwortlichkeit scheint hier gebo-
ten. 

Eine Verschärfung der Strafen ist auch standespolitisch nicht 
akzeptabel: In Zeiten, in denen zivilrechtliche Haftungen immer 
öfter schlagend werden, würden verschärfte Strafdrohungen den 
gesamten Berufstand nur unnötig weiter verunsichern.

Verschärfung der Strafen 
von Bilanzdelikten  
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TERMINVORSCHAU

12. – 13. März ÖGWT-INTENSIVSEMINAR 
 Thema: Arbeitsrecht und Sozialversicherung – 
 Was sollte der Steuerberater wissen? Ort: Schloss 
 Pichlarn, 8952 Irdning; Organisation: Mag. Sabine 
 Kosterski, Tel. 01/5267084, sekretariat@oegwt.at

16. März   ÖGWT-SERVICEABEND 
 Thema: WP  Countdown; Ort: RLB, 1020 Wien, 
 Friedrich-Wilhelm-Raiffeisen Platz 1
 Organisation: Mag. Herbert Houf, Tel. 01/269 83 71, 
 sekretariat@oegwt.at

1. – 2. April       ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG OBERLAA
 Thema: Bilanzen und Steuererklärungen 2008, 
 Beratung 2009; Ort: 1220 Wien, Austria Center, 
 Bruno Kreisky Platz 1
 Organisation: KR Berthold Leonard, Tel. 01/523 73 22

2. April        ÖGWT MITARBEITERSCHULUNG
 Thema: Bilanzen und Steuererklärungen 2008, 
 Beratung 2009; Ort: Salzburg, Hotel Renaissance- 
 Kongresszentrum, Fanny von Lehnert Str.7
 Organisation: Dr. Johannes Pira, Tel. 0662/630036

15. April     ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG  
 Thema: Bilanzen und Steuererklärungen 2008, 
 Beratung 2009; Ort: Linz, Design Center Linz, 
 Europaplatz 1; Organisation: Dr. Verena Trenkwalder, 
 Info: Kerstin Mayr, Tel. 0732/6938-2306

16. April         ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG 
 Thema: Bilanzen und Steuererklärungen 2008, 
 Beratung 2009; Ort: 9210 Pörtschach, Kongresscenter 
 Wörthersee, Hauptstr. 203; Organisation: 
 Mag. Peter Katschnig, Tel. 0463/512788-0

16. April         ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG 
 Thema: Bilanzen und Steuererklärungen 2008, 
 Beratung 2009; Ort: 5020 Innsbruck, Congreßcenter
 Organisation: Mag. Josef Sporer, Tel. 0512/5200100

16. April         ÖGWT-MITARBEITERSCHULUNG 
 Thema: Bilanzen und Steuererklärungen 2008, 
 Beratung 2009; Ort: Graz, Messeplatz 1, Messecenter- 
 Stadthalle OG, Tagungszentrum Süd
 Organisation: Dr. Karl Wascher, Tel. 0316/32204423

19. Mai            ÖGWT-KOLLEGENINFO-SEMINAR
 Thema: Steuerreform 2009 endgültiger Stand (vormittags)/
 GmbH und Gesellschafter-Geschäftsführer (nachmittags), 
 Ort: Austria Center Wien, Bruno Kreisky Platz 1, 
 Organisation: Mag. Eva Pernt, Tel. 01/3100013

4. – 5. Juni ÖGWT-FACHTAGUNG 
 Thema: Personengesellschaften; Ort: 5322 Hof/
 Salzburg, Arabella Sheraton Hotel Jagdhof
 Organisation: Mag. Sabine Kosterski,
 Tel. 01/5267084, sekretariat@oegwt.at

ÖGWT FACHTAGUNG 
PERSONENGESELLSCHAFTEN 
IN DER BERATUNGSPRAXIS 
GESELLSCHAFTSRECHT, BILANZRECHT, 
STEUERRECHT, SOZIALVER-
SICHERUNG UND UMGRÜNDUNG

4. – 5. JUNI 2009 | HOF BEI SALZBURG

DONNERSTAG, 4. JUNI 2009 – BEGINN 13.00 
FREITAG, 5. JUNI 2009 – 9.00 BIS 17.00

SCHWERPUNKTE
}   Wesen der Personengesellschaften
}   Hat Ihr Klient das richtige Rechtskleid – unter Beachtung  

der Steuerreform 2009
}   Nutzen und Gefahren der Personengesellschaft
}   Spezialfall GmbH & CoKG
}   Gestaltung von Geschäftsführung und Vertretung
}   Hinweise für die Gestaltung des Gesellschaftsvertrages
}   Darstellung der einzelnen Gesellschaftsformen und  

Sozialversicherungspflichten
}   Lohnnebenkosten mit Spezialfall GmbH & CoKG –  

Gestaltungen zur KG 
}   Der richtige Ausweis des Eigenkapitals im Jahresabschluss  

als Finanzierungsfunktion
}   Was heißt Eigenkapitalersatz in der GmbH & CoKG im  

Familienbereich
}   Steuerliche Besonderheiten bei Personengesellschaften  

(einschließlich Sonderbilanzen und Ergänzungsbilanzen)
}   Rechtsgeschäfte zwischen Gesellschaft und Gesellschafter
}   Was sind die häufigsten Fehler bei der Umgründung von  

Personengesellschaften und wie kann ich sie vermeiden 

SEMINARORT UND ZIMMERRESERVIERUNG
Sheraton Hotel Jagdhof, 5322 Hof bei Salzburg
Tel: 06229/2372-0, Fax 06229/2372-2531
E-Mail:jagdhof.fuschl@arabellasheraton.com

SEMINARBEITRAG
Standard, WP/StB/Bibu/SBH EUR 290,– (ÖGWT 230,–) netto
Berufsanwärter EUR 190,– (ÖGWT 150,–) netto

ANMELDUNGEN. Bitte melden Sie sich rechtzeitig per Fax 01/315 
45 45-33, per E-Mail: sekretariat@oegwt.at oder über die Home-
page unter www.oegwt.at an.
ORGANISATION UND INFORMATION. Für Fragen wenden Sie 
sich bitte an Mag. Sabine Kosterski, Tel. 0664/12 77 955, 
E-Mail: sabine.kosterski@scriba.at 

WIR SCHAUEN AUF SIE: 
}  mit qualitativ hochwertigen Fortbildungsveranstaltungen für Ihre Weiterbildung
}  mit Arbeitsbehelfen für die tägliche Kanzleiarbeit
}  mit praxisnahen Schulungen für Ihre Mitarbeiter 
}  mit einem Netzwerk für Ihren fachlichen Austausch
}  mit vielen Preisvorteilen bei unseren Angeboten
}  mit einer starken Vertretung in der Kammer für Ihre Interessen.  

Bitte unterstützen Sie unsere Arbeit mit Ihrem Mitgliedsbeitrag. Zur Mitgliedschaft erhalten 
unsere Mitglieder ihre persönliche Servicecard, mit der sie Ermäßigungen bei fast allen unseren 
Veranstaltungen, zusätzliche Serviceprodukte, wie das ÖGWT-Gesetzbuch Steuergesetze, 
die ÖGWT-Bilanzierungscheckliste und Vorteile bei unseren Kooperationspartnern genießen.
Alle Mitglieder der Kammer der Wirtschaftstreuhänder können unserem Verein beitreten. 

DER JAHRESBEITRAG MIT STAND DEZEMBER 2008 BETRÄGT FÜR  
}  WT EUR 90,– 
}  Bibu/SBH EUR 60,–  
}  BA EUR  0,–  (für die ersten drei Jahre nach KWT-Anmeldung) oder EUR 30,– 
}  Pensionisten EUR 30,– 
}  Kapitalgesellschaften EUR 360,– (wobei hier bis zu fünf Berufsangehörige 
 die Vorteile der Mitgliedschaft in Anspruch nehmen können.

ÖGWT ANMELDUNG 
PER FAX AN 01/315 45 45-33, PER POST ODER ÜBER DIE HOMEPAGE 
UNTER WWW.OEGWT.AT RUBRIK MITGLIED

q  JA, ich trete der Österreichischen Gesellschaft der Wirtschaftstreuhänder bei und erhalte 
meine persönliche ÖGWT-Servicecard, mein kostenloses ÖGWT-Gesetzbuch Steuergesetze und die aktuelle Bilanzierungscheckliste.

Name          
    
Mitgliedschaftsform:     q  natürliche Person         q  Juristische Person           

Adresse          
   
Tel.-Nr. Fax-Nr.    E-Mail 
   
Datum  Unterschrift      

  Vertragsbedingungen: Die Mitgliedschaft kann schriftlich jederzeit gekündigt werden. 

ÖGWT SERVICECARD
DIE ÖGWT-MITGLIEDSCHAFT 
RECHNET SICH SEHR SCHNELL!
WIR VERBINDEN – MENSCHEN UND WISSEN. 
IHRE ÖGWT – IHR SERVICENETZWERK!

1/2009

eren 

n.



Qualität auf allen Seiten

Mehr als 1700 Entscheidungen
zum GrEStG!

Rufen Sie uns an, wir beraten Sie gerne!
Tel: 01/531 61-100, Fax: 01/531 61-455, 

E-Mail an bestellen@manz.at
MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, 

Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w I HG Wien

Takacs

Grunderwerbsteuergesetz
5. Auflage

Auch die fünfte Auflage des Klassikers zum
Grunderwerbsteuergesetz enthält neben dem geltenden
Gesetzestext eine ausführliche Kommentierung sowie einen
aktuellen Literatur- und Entscheidungsteil.

Sie berücksichtigt insbesondere
in mehr als 1700 Judikaten höchstgerichtliche
Erkenntnisse
die zahlreichen Änderungen durch das
Schenkungsmeldegesetz 2008
sowie die Auswirkungen der
Unternehmensrechtsreform auf das
Grunderwerbsteuergesetz 1987.

2009. XVIII, 744 Seiten.
Geb. EUR 178,–
ISBN 978-3-214-01498-8


